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eintrittskarten weiterhin 
nur über das internet

Bürgermeister Dr. Peter Degenhardt hat mitgeteilt, dass das Naturerlebnisbad in Landstuhl am 
02.06.2021 in die Freibadsaison starten wird. Das Warmfreibad in Trippstadt wird voraussicht-
lich am 12.06.2021 in die Saison starten.
Die Eintrittskarten für die Bäder können aussschließlich über die Internetseite der Verbandsge-
meinde www.landstuhl.de erworben werden. Dies kann nur für den jeweiligen Tag und maxi-
mal den Folgetag erfolgen. Die Bezahlung erfolgt elektronisch. Hierfür stehen verschiedene 
Möglichkeiten zur Verfügung, unter anderem auch die EC-Kartenzahlung vor Ort.
Wie im vergangenen Jahr erhält der Kunde einen QR-Code der ausgedruckt oder im Handy 
angezeigt werden kann.
Die Öffnungszeiten der Freibäder sind von montags bis sonntags 11:00 Uhr bis 19:00 Uhr.
Bürgermeister Dr. Peter Degenhardt weist darauf hin, dass es in diesem Jahr für beide Freibä-
der eine Familienkarte geben wird. Diese umfasst zwei Elternteile plus die Anzahl der eigenen 
Kinder.

Öffnung Freibäder
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Notrufe
Polizei��������������������������������������������������������������������������110 + 9 22 90
Feuerwehr������������������������������������������������������������������������������������� 112
Krankentransport������������������������������������������������������������������19222

Ärztliche Bereitschaft-
spraxis

Ärztliche Bereitschaftspraxis Kaiserslautern Westpfalz-Kli-
nikum Standort I, Hellmut-Hartet-Straße 1, 67655 Kaisers-
lautern, Tel: 116117 (kostenfrei, ohne Vorwahl aus dem 
Festnetz, aus dem Handynetz mit der Vorwahl 0631)
Öffnungszeiten
Montag 19 Uhr bis Dienstag 7 Uhr
Dienstag 19 Uhr bis Mittwoch 7 Uhr
Mittwoch 14 Uhr bis Donnerstag 7 Uhr
Donnerstag 19 Uhr bis Freitag 7 Uhr
Freitag 16 Uhr bis Montag 7 Uhr
Feier- und Brückentag: Vorabend, 18:00 Uhr, bis Folge-
werktag, 07:00 Uhr
Nardini Klinikum St. Johannis Landstuhl, Nardinistraße 30, 
66849 Landstuhl, Tel: 116117 (kostenfrei, ohne Vorwahl 
aus dem Festnetz, aus dem Handynetz mit der Vorwahl 
06371)
Öffnungszeiten
Mittwoch 14 Uhr bis 23 Uhr
Samstag 9 Uhr bis 23 Uhr
Sonntag 9 Uhr bis 23 Uhr
Feier- und Brückentag 9 Uhr bis 23 Uhr

Zahnärztlicher Notfalldienst
Den zahnärztlichen Notdienst am Wochenende über-
nimmt:
Herr Marc Gerd Heyl, Hauptstraße 66, 66879 Reichen-
bach-Steegen, Tel.: 06385/6325
Die Sprechzeiten sind: samstags von 09:00 bis 12:00 Uhr 
und sonntags von 11:00 bis 12:00 Uhr. Auch außerhalb 
dieser Sprechzeiten ist der diensthabende Zahnarzt für 
Notfälle erreichbar.
Weitere Informationen und kurzfristige Änderungen ent-
nehmen Sie bitte der Internetseite zum zahnärztlichen 
Notdienst www.zahnnotfall-pfalz.de

Bereitschaftsdienst der Augenärzte 
Kusel/Landstuhl/Kaiserslautern

Der augenärztliche Bereitschaftsdienst Kusel/Landstuhl 
ist mit dem Notdienst Kaiserslautern zusammengeschlos-
sen. Zu erfragen: Tel. 0631/ 89290929.

Apothekennotdienst
Unter der folgenden Service-Telefonnummer werden 
Ihnen die diensthabenden Apotheken in Ihrem Post-
leitzahlenbereich genannt! (Im Internet www.lak-rlp.
de), aus dem deutschen Festnetz (0,14 €/Min.) und aus 
dem Mobilfunknetz (max. 0,42 €/Min.): 0180 5 258825 
+ Postleitzahl des Standortes.

(zum Beispiel bei einem Standort in Hauptstuhl 0180-5-
258825-66851 od. bei einem Standort in Kindsbach 0180-
5-258825-66862)

Abfrage der Bereitschaftsdienst-Apotheke im Inter-
net: www.lak-rlp.de

Mit der Option „Kalender“ können dort auch für jeden 
beliebigen Ort die Bereitschaftsdienstapotheken der 
kommenden 14 Tage angezeigt und ausgedruckt wer-
den. Die Landesapothekerkammer Rheinland-Pfalz weist 
jedoch darauf hin, dass nur für den Tag des Ausdruckes 
eine absolute Aktualität gewährleistet werden kann.

Tierärztlicher Notfalldienst

für Kleintiere der Tierarztpraxen in Landstuhl und 
Ramstein

Der Notdienst der Tierärzte ist beim jeweiligen Haustier-
arzt zu erfragen.

Weitere Bereitschafts-
dienste

Bereitschaftsdienst der Pfalzwerke Netz AG Energie-
versorgung

Strom für die Verbandsgemeinde Landstuhl:

Netzteam Hauptstuhl, Tel.-Nr.: 0800/7977777

Gas für die Gemeinden Bann und Hauptstuhl:

Tel.-Nr.: 0800/1003448

Notdienste / Wichtige Rufnummern

Für Anzeigenveröffentlichungen und Fremdbeilagen gelten unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen und die zur Zeit 
gültige Anzeigenpreisliste. Für Textveröffentlichungen gelten unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Namentlich ge-
kennzeichnete Artikel geben nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder. Bei Nichtlieferung ohne Verschulden des 
Verlages oder infolge höherer Gewalt, Unruhen, Störung des Arbeitsfriedens, bestehen keine Ansprüche gegen den Verlag.

Verantwortlich: 
redaktioneller Teil: 	 Dietmar Kaupp,
	 Verlagsleiter
Anzeigen:	 Melina Franklin, 
	 Produktionsleiterin

ImpressumHerausgeber:	 LINUS WITTICH Medien KG
Druck:	 Druckhaus WITTICH KG
Verlag:	 LINUS WITTICH Medien KG
Anschrift:	 54343 Föhren, Europa-Allee 2 (Industriepark Region Trier, IRT)

Erscheinungsweise: wöchentlich 
Zustellung: Kostenlose Zustellung an alle  
Haushalte, Einzelbezug über den Verlag

Zentrale:	 Tel. 06502 9147-0, E-Mail: service@wittich-foehren.de
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Sickingenstadt Landstuhl
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Stelzenberg

TV Stelzenberg
Tennisplätze

Es ist angerichtet !
Unsere fleißigen Helfer haben 
die beiden Tennisplätze herge-
richtet. D.h. es kann ab sofort (je 
nach Corona-Verordnung) wieder 
gespielt werden. Also los, nutzt 
die schönen Plätze und die gute 
Luft beim TV Stelzenberg.

Gottesdienste und
kirchliche Nachrichten

Kath. Kirchengemeinde  
St. Josef, Trippstadt

Gottesdienste
Samstag, 29.05.2021
18.30 Uhr Heilige Messe
Gottesdienste in Maria Schutz
Samstag, 17.00 Uhr und Sonntag 10.45 Uhr
Bitte tragen Sie einen medizinischen Mund- und Nasenschutz und 
halten Sie Abstand.
Das Pfarrbüro in Trippstadt ist dienstags von 16.00 bis 18.00 Uhr 
geöffnet und befindet sich im Rathaus, Amtszimmer.
Telefonisch erreichen Sie uns unter der Telefonnummer 06306/481.
Ausserhalb der Öffnungszeiten wenden Sie sich bitte an das Zentral-
büro Maria Schutz, Kaiserslautern, Telefon: 0631/34121-0.
E-Mail: pfarramt.kl.maria-schutz@bistum-speyer.de

Kath. Kirchengemeinde  
Hl. Namen Jesu Landstuhl

Samstag, 29.05.2021
17.30 Uhr Landstuhl, Krankenhauskapelle, Vorabendmesse
18.00 Uhr Kindsbach, Mariä Heimsuchung, Vorabendmesse
19.00 Uhr Mittelbrunn, St. Joseph, Vorabendmesse
Sonntag, 30.05.2021
09.00 Uhr Landstuhl, Krankenhauskapelle, Heilige Messe
10.30 Uhr Landstuhl, St. Markus, Heilige Messe
10.30 Uhr Landstuhl, Heilig Geist, Heilige Messe
18.00 Uhr Landstuhl, St. Andreas, Abendmesse
Zum Redaktionsschluss stand noch nicht fest, wann in Hauptstuhl 
und Bruchmühlbach wieder Gottesdienste gefeiert werden.
Bitte beachten Sie für kurzfristige Änderungen die Aushänge in den 
Schaukästen der Kirchen und die Mitteilungen auf der Homepage 
der Pfarrei (www.kirchen-landstuhl.de) und melden Sie sich weiter-
hin für alle Heiligen Messen Im Pfarrbüro (Tel.: 06371-6198950 oder 
per E-Mail: pfarramt.landstuhl@bistum-speyer.de) an.

Evangelisch-Freikirchliche Gemeinde 
(Baptisten)

Am Rathaus 5 in Landstuhl.

Gottesdienste und kirchliche Nachrichten
Herzliche Einladung zu unserm Gottesdienst am Sonntag um 10.00 
Uhr, parallel Kindergottesdienst, am ersten Sonntag im Monat mit 
Abendmahl.
www.baptisten-landstuhl.de

Ev. Kirchengemeinde  
Trippstadt-Stelzenberg-Mölschbach

Herzliche Einladung zu unseren Gottesdiensten
am Sonntag, 30. Mai - Trinitatis
Trippstadt: 9.15 Uhr
Mölschbach: 10.30 Uhr - in der Kirche - mit Anmeldepflicht!
Bitte im Pfarrbüro anrufen 06306 - 329
Gottesdienst mit Verstorbenengedenken für Robert Zinßmeister

Kollekte: für die Arbeit in der eigenen Gemeinde
Die Evangelische Kirchengemeinde Mölschbach-Stelzenberg-Tripp-
stadt trauert um ihren Ehrenpresbyter Robert Zinßmeister der am 
5. Mai 2021 im Alter von 89 Jahren in Gottes Frieden heimgegangen 
ist. Robert Zinßmeister hat Spuren christlicher Nachfolge nicht nur in 
Mölschbach, sondern in den Herzen vieler Menschen hinterlassen. Er 
hat viele Jahre lang in der Kirchengemeinde Mölschbach gewirkt - als 
Presbyter, beim Kindergottesdienst, beim Fahrdienst und er war der 
Initiator für den Bau des Evangelischen Gemeindehauses im Ort.
Wir sind dankbar für alles, woran wir durch ihn Anteil hatten und dan-
ken Gott für seinen Dienst.
Wir betrauern den Verlust aus unserer Mitte und vertrauen ihn Gottes 
Fürsorge an, die weiter reicht, als wir sehen.
Unsere Gedanken und Gebete sind bei seiner Familie.
Ev. Kirchengemeinde Mölschbach-Stelzenberg-Trippstadt
für das Presbyterium
Astrid Grob - Pfarrerin und Vorsitzende
Dieter Lang - stellvertr. Vorsitzender
Kontakt: Pfrn. Astrid Grob, Steiggasse 4, 67705 Trippstadt
Telefon: 06306 – 329, Email: pfarramt.trippstadt@evkirchepfalz.de
Pfrn. Astrid Grob erreichen Sie von Dienstag bis Samstag unter der 
Telefonnummer 06306-329 oder im Pfarrhaus. Außerhalb der Büro-
zeiten bitte auf den Anrufbeantworter sprechen, er wird regelmäßig 
abgehört.

Prot. Kirchengemeinde  
Schopp-Linden-Krickenbach

Neues Altarkreuz und Kerzenstän-
der Prot. Kirche Linden
Gottesdienste zum Sonntag Tri-
nitatis (Tag der Heiligen Dreifal-
tigkeit)
Wochenspruch: “Heilig, heilig, hei-
lig ist der Herr Zebaoth, alle Lande 
sind seiner Ehre voll.“ (Jesaja 6,3)
Sonntag, 30. Mai 2021: Konfir-

mationsjubiläum 2021
9.30 Uhr Linden,
11.00 Uhr Schopp,
14.00 Uhr Krickenbach,
Wir feiern unsere Konfirmationsjubiläen, zu dem alle Goldenen (50 
Jahre), Diamantenen (60 Jahre) und Eisernen (65 Jahre) Konfirmati-
onsjahrgänge mit ihren Familien sowie die ganze Gemeinde herzlich 
eingeladen sind. Da wegen der Corona-Auflagen der Platz in unse-
ren Kirchen begrenzt, bitten wir um vorherige Anmeldung bis zum 
28.05.21 im Pfarrbüro oder unter www.kirche-in-kl.de.
Neue Altarkerzenständer, Altarkreuz und Antependien für die 
Prot. Kirche Linden
Unser Lindener Presbyter M. Hirschelmann stiftete für das Redner-
pult zwei Ambo-Antependien (Tücher). Dafür herzlichen Dank! 
An Pfingstmontag durfte alles im Gottesdienst feierlich in Dienst 
genommen werden. Bei dieser Gelegenheit konnte auch unser 
Ehrenpresbyter Herr Kurt Becker die Ernennungsurkunde der Lan-
deskirche in Empfang nehmen.
Sitzung des erweiterten Presbyteriums
Donnerstag, 27. Mai 2021 um 19.30 Uhr in der Prot. Kirche Krickenbach
Bürozeiten im Pfarramt (Frau Müller)
Mittwochs und freitags von 9-12 Uhr ist Frau Müller telefonisch zu 
erreichen. Bitte sprechen Sie mir auch auf den Anrufbeantworter, 
damit ich Sie zurückrufen kann. Warten Sie bitte mehrere Klingelfrei-
zeichen ab, bis der Anrufbeantworter Ihre Nachricht aufzeichnen kann.
Das Pfarrbüro ist am 4. Juni 2021 nicht besetzt.
Es grüßt Sie herzlich, Ihr Pfarrer Wolfgang Hust
Kontakt: Prot. Pfarramt, Waldstr. 12, 67707 Schopp, Tel. 
06307/395, e-mail: pfarramt.schopp@evkirchepfalz.de.
Internet: kirche-in-kl.de

Prot. Kirche Landstuhl-Atzel
Die Gottesdienste der protestantischen Kirchengemeinde Land-
stuhl-Atzel finden wie gewohnt sonntags, 9.15 Uhr, in der Martin-
Luther-Kirche Oberarnbach und um 10.30 Uhr in der Pauluskirche 
Landstuhl-Atzel statt. Am 1. und 3. Sonntag im Monat lädt die 
Gemeinde zum Gottesdienst ins Haus der Vereine Bann ein. Mitt-
wochs, 14 Uhr, ist Gottesdienst in der Krankenhauskapelle des 
Nardini-Klinikums. Die jeweils gültigen Corona-Vorschriften sind ein-
zuhalten. 
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mit den amtlichen bekanntmachungen der Verbandsgemeinde Landstuhl

bundesnotbremse 
im Landkreis aufgehoben

Am Freitag, 21.05.2021 lag die 7-Tages-Inzidenz nach den Werten des Robert-Koch-Ins-
tituts den fünften Werktag in Folge unter 100, weshalb im Landkreis Kaiserslautern seit 
Sonntag, dem 23.05.2021 die sogennante Bundesnotbremse außer Kraft getreten ist. Es 
gelten somit die Bestimmungen nach der aktuellen Landes-Corona-Bekämpfungsverord-
nung im Landkreis Kaiserslautern.

Am 21.05.2021 ist der 2.Öffnungsschritt des „Perspektiv-Stufenplans“ der Landesregierung 
in Kraft getreten. Da die Inzidenz im Landkreis seit 23.05.2021 unter 100 liegt, gelten die 
Öffnungsschritte momentan auch für den Landkreis Kaiserslautern.

Dies bedeutet:
•	 Die Ausgangsbeschränkungen werden aufgehoben.
•	 Es dürfen sich wieder zwei Haushalte mit max. 5 Personen (plus Kinder beider Haus-

stände bis einschließlich 14 Jahren) treffen.
•	 Die Außengastronomie darf wieder öffnen.
•	 Der gesamte Handel darf wieder öffnen, es gelten die gleichen Bedingungen wie 

aktuell in Lebensmittelgeschäften.
•	 Kontaktarmer Urlaub ist möglich. Übernachtungen in Ferienwohnungen und in 

Wohnmobilen sowie Wohnwagen mit eigenen sanitären Anlagen sind dann wieder 
erlaubt. Übernachtungen in Hotels sind auch „kontaktarm“ möglich, wenn z.B. Früh-
stück auf dem Zimmer und ein eigenes Bad angeboten wird. Für den Aufenthalt wäre 
eine Testung bei Anreise und danach alle 48 Stunden notwendig.

•	 Kontaktfreie Sportausübung ist dann wieder möglich, das gilt sowohl für Aktivitäten 
im Freien als auch in der Halle. Es muss ein Abstand von 3 Metern zwischen den Per-
sonen eingehalten werden und die Personenbegrenzung von einer Person auf 40 qm 
Gesamttrainingsfläche darf nicht überschritten werden. In der Halle besteht zudem 
Testpflicht.

•	 Für maximal 20 Kinder wäre Sport im Freien auch ohne Abstand möglich.
•	 Gruppensport mit max. 5 Personen aus max. Hausständen ist im Freien ebenfalls 

möglich.
•	 Fitnessstudios dürfen wieder öffnen, wenn die für den Sport geltenden Regelungen 

eingehalten werden.
•	 Kulturelle Veranstaltungen und Zuschauer beim Sport jeweils im Freien sind mit Test 

wieder erlaubt.

Ausgabe 21

Jahrgang 2021

Mittwoch, 26. Mai 2021
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Verbandsgemeinde
Bitte vereinbaren Sie vor Ihrem Besuch einen Termin.
Telefonisch ist die Verbandsgemeindeverwaltung zu folgenden 
Zeiten erreichbar:
Montag - Mittwoch von 8.30 - 12.00 Uhr & 14.00 - 16.00 Uhr
Donnerstag von 8.00 - 18.00 Uhr
Freitag von 8.30 - 12.00 Uhr
Telefonische Anmeldung unter:
Rathaus, Kaiserstraße 49, Landstuhl:
06371/83-0
06371/83-110
06371/83-111
06371/83-491
Standesamt, Kirchenstraße 41, Landstuhl
06371/83-121
Einwohnermeldeamt, Bahnstraße 80, Landstuhl:
06371/83-125
Vorsprache nur mit Termin möglich
Verbandsgemeindewerke und Stadtwerke Landstuhl, Bahn-
straße 80, Landstuhl
06371/83-300

Sprechstunden der Verwaltung
Krickenbach: Di. 09.00 - 10.00 Uhr Di. 17.00 - 18.00 Uhr
Linden: Mi. 10.30 - 11.30 Uhr Mo. 18.30 - 19.30 Uhr
Queidersbach: Mi. 09.00 - 10.00 Uhr Mo. 17.00 - 18.00 Uhr
Schopp: Di. 10.30 - 11.30 Uhr Di. 18.30 - 19.30 Uhr
Stelzenberg: Di. 09.00 - 10.00 Uhr Do. 16.00 - 17.00 Uhr
Trippstadt: Di. 10.30 - 12.00 Uhr Do. 17.30 - 19.00 Uhr
Ab 01.02.2021 nach telefonischer oder online Terminvereinbarung
Tel. 06371/83125 oder unter www.landstuhl.de

Sprechstunden des Schiedsmanns
nach Vereinbarung über Telefon 063 71 /83-491.

Sprechstunde der Gleichstellungsbeauftragten der 
Verbandsgemeinde Landstuhl Silke Wallé

Jeden letzten Donnerstag im Monat, 17.00 - 18.00 Uhr, Rathaus, Kai-
serstraße 49, Landstuhl, Zimmer 127 (1. OG) oder nach telefonischer 
Vereinbarung Tel. 06371 / 83110
gleichstellung-vglandstuhl@web.de

Sprechstunde des Beirates für Migration und 
Integration des Landkreises Kaiserslautern

Die Sprechstunden des Beirates für Migration und Integration 
des Landkreises Kaiserslautern finden jeden Donnerstag von 
16:00 bis 18:00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung unter 
0159/04094168 oder 0631/7105-414 mit Herrn Sofronios Spytalima-
kis in der Kreisverwaltung Kaiserslautern, Lauterstraße 8, 67657 Kai-
serslautern, Zimmer 120 statt.
Vorherige Terminvereinbarung für die Verbandsgemeinde Landstuhl 
bei Herrn Sofronios Spytalimakis unter 0159/04094168 oder Herrn 
Mario Faß unter 0175/3662818.

Die Verbandsgemeinde Landstuhl im Internet
So finden Sie uns im Internet unter: http://www.landstuhl.de
E-Mail-Adressen der Verbandsgemeindeverwaltung
in allen Angelegenheiten: vg@landstuhl.de
Direkter Kontakt
• Bürgermeister Dr. Peter Degenhardt:

peter.degenhardt@landstuhl.de
• Amtsblatt, Aufgabenbereich Öffentlichkeitsarbeit: amtsblatt@

landstuhl.de
• Einwohnermeldeamt: einwohnermeldeamt@landstuhl.de
• Standesamt: standesamt@landstuhl.de
• Ordnungsamt: ordnungsamt@landstuhl.de
• Gewerbeamt: gewerbeamt@landstuhl.de
• Bauamt: bauamt@landstuhl.de
• Tourist-Information: tourismus@vglandstuhl.de
• Datenschutzbeauftragter: datenschutz@landstuhl.de

• Aufgrund der Vielzahl der am Markt erhältlichen Programme bit-
ten wir, Email-Anhänge ausschließlich in den Formaten Word97-
2003 (doc), Excel97-2003 (xls), jpg, 7z oder Adobe-PDF an uns 
zu senden.
Die Größe einzelner Emails darf 7 MB nicht überschreiten.

Verbandsgemeinde Landstuhl
Amtsblatt - Online

Die Online-Ausgabe des amtlichen Teils des Amtsblattes der Ver-
bandsgemeinde Landstuhl finden Sie im Internet unter: www.land-
stuhl.de. Klicken Sie im Internet unter: www.landstuhl.de. Klicken Sie 
auf der Startseite unter AKTUELL auf „Amtsblatt“. Die gewünschte 
Ausgabe können Sie dann zum Lesen als PDF-Datei auf Ihren PC her-
unterladen.
Archivanfragen nach älteren Ausgaben richten Sie bitte an die Amts-
blatt-Redaktion: E-Mail: amtsblatt@landstuhl.de

Bezirkspolizeibeamte
für Krickenbach, Linden, Queidersbach, Schopp, Stelzenberg, 
Trippstadt
Frau Simone Millgramm-Denzer 0631/369-2224
e-Mail: pikaiserslautern2@polizei.rlp.de
für Bann, Hauptstuhl, Kindsbach, Landstuhl, Mittelbrunn, 
Oberarnbach
Herr Achim Opp 06371/9229-230
E-Mail: pilandstuhl@polizei.rlp.de

Verbandsgemeindewerke/
Stadtwerke Landstuhl

Öffungszeiten:
Bahnstraße 80, Landstuhl
Montag - Mittwoch von 8.30 - 12.00 Uhr & 14.00 - 16.00 Uhr
Donnerstag von 8.00 - 18.00 Uhr
Freitag von 8.30 - 12.00 Uhr
So finden Sie uns im Internet:
www.verbandsgemeindewerke-landstuhl.de
www.stadtwerke-landstuhl.de
E-Mail-Adresse in allen Angelegenheiten:
werke@landstuhl.de

Bereitschaftsdienst  
der Verbandsgemeindewerke  

und Stadtwerke Landstuhl
Wasserversorgung in der gesamten Verbandsgemeinde Landstuhl
���������������������������������������������������������������������������������������������������Tel.: 06371/912250
Abwasserentsorgung in den Ortsgemeinden Bann, Hauptstuhl, 
Kindsbach, Mittelbrunn, Oberarnbach und der Sickingenstadt Land-
stuhl������������������������������������������������������������������������������������������Tel.: 06371/912250
Abwasserentsorgung in den Ortsgemeinden Krickenbach, Linden, 
Queidersbach, Schopp, Stelzenberg und Trippstadt (WVE Stadtent-
wässerung)����������������������������������������������������������������������������� Tel.: 0631 / 3723-0

Rufbereitschaft der Versorgungswerke
Stromversorgung in der gesamten Verbandsgemeinde Landstuhl
(Pfalzwerke Netz AG)��������������������������������������������������������Tel.: 0800 / 7977777
Gastechnische Störungen in den Ortsgemeinden Krickenbach, 
Linden, Queidersbach, Schopp, Stelzenberg und Trippstadt Tel.: 
0800/8456789
Gastechnische Störungen in den Ortsgemeinden Bann und Haupt-
stuhl (Pfalzgas)���������������������������������������������������������������������Tel.: 0800/1003448
Gastechnische Störungen in Landstuhl und den Ortsgemeinden 
Kindsbach und Mittelbrunn��������������������������������������������Tel.: 06371/912250

Öffnungszeiten - Sprechstunden
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„Testen für alle“ im Landkreis Kaiserslautern
Die Terminvereinbarung der Testzentren des DRK erfolgt über folgende 
Hotline 0800/9324283 oder auf der Homepage unter www.kv-kl-land.drk.
de. Dort können Sie direkt online einen Termin im ausgewählten DRK-Test-
zentrum vereinbaren. 

Die Terminvereinbarung für das Testzentrum des MVZ in Rodenbach erfolgt 
über die Telefonnummer 0151/64193419 oder unter info@schneider-dia-
betes.de. 

Der Malteser Hilfsdienst bietet ohne vorherige Terminvereinbarung die 
Testungen an den angegebenen Öffnungszeiten an.
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Verbandsgemeinde

Öffentliche Bekanntmachungen

21. CobeLVO
Einundzwanzigste Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 

(21. CoBeLVO)  
Vom 19. Mai 2021 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 28 a Abs. 1, § 28 b 

Abs. 3 und den §§ 29 und 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 

(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Mai 2021 (BGBl. I S. 

850), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 der Landesverordnung zur Durchführung des 

Infektionsschutzgesetzes vom 10. März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch § 7 des 

Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341), BS 2126-10, wird verordnet: 

 

Teil 1 
Allgemeine Schutzmaßnahmen 

§ 1 

 
(1) Jede Person wird angehalten, nähere und längere Kontakte zu anderen Personen auf ein 

Minimum zu reduzieren und den Kreis der Personen, zu denen nähere oder längere Kontakte 

bestehen, möglichst konstant zu lassen. Private Zusammenkünfte, die in der eigenen 

Wohnung oder anderen eigenen geschlossenen Räumlichkeiten stattfinden, sollen neben 

den Angehörigen des eigenen Hausstands auf Personen eines weiteren Hausstands, 

insgesamt auf höchstens fünf Personen, beschränkt werden, wobei Kinder beider 

Hausstände bis einschließlich 14 Jahre bei der Bestimmung der Personenanzahl außer 

Betracht bleiben. Als ein Hausstand zählen auch die und der nicht im gleichen Hausstand 

lebende Ehegattin und Ehegatte, Lebenspartnerin und Lebenspartner oder Lebensgefährtin 

und Lebensgefährte. Dem nicht in häuslicher Gemeinschaft lebenden Elternteil ist es erlaubt, 

sein Umgangsrecht weiterhin auszuüben. Soweit es zwingende persönliche Gründe 

erfordern, insbesondere wenn eine angemessene Betreuung für Minderjährige oder 

pflegebedürftige Personen unter Ausschöpfung aller zumutbaren Möglichkeiten nicht 

umsetzbar ist, ist auch die Anwesenheit mehrerer Personen eines weiteren Hausstands 

gestattet. Wo die Möglichkeit besteht, sollen Zusammenkünfte vorzugsweise im Freien 

abgehalten werden. Personen mit Symptomen einer Atemwegsinfektion (insbesondere 

Husten, Erkältungssymptomatik, Fieber) sollen möglichst zu Hause bleiben; ihnen ist im 

Regelfall der Zutritt zu Einrichtungen, Veranstaltungen und Versammlungen zu verwehren. 

(2) Bei Begegnungen mit anderen Personen im öffentlichen Raum ist ein Mindestabstand 

von 1,5 Metern einzuhalten, soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt ist 

(Abstandsgebot). Satz 1 gilt auch, wenn eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wird. Satz 1 

gilt nicht für Kontakte, bei denen Personen bestimmungsgemäß zumindest kurzfristig 

zusammenkommen müssen, beispielsweise bei Nutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs sowie bei ehrenamtlichem Engagement zur Versorgung der 

Bevölkerung. 

(3) In geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder 

Kundenverkehrs zugänglich sind, ist eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Dies gilt 

darüber hinaus an allen Orten mit Publikumsverkehr, so auch an Örtlichkeiten in der 

Öffentlichkeit unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum 

oder nicht nur vorübergehend begegnen. Die Bestimmung der Orte nach Satz 2 sowie die 

Bestimmung eines zeitlichen Umfangs der Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 

tragen, obliegt der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten der Stadtverwaltung 

als Kreisordnungsbehörde. Im Übrigen ist eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, soweit 

dies in dieser Verordnung angeordnet wird (Maskenpflicht). 

(4) Das Abstandsgebot sowie die Maskenpflicht gelten nicht 

1. für Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres, 

2. für Personen, denen dies wegen einer Behinderung oder aus gesundheitlichen 

Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist; dies ist durch ärztliche Bescheinigung 

nachzuweisen, 

3. soweit und solange es zur Kommunikation mit Menschen mit einer Hör- oder 

Sehbehinderung, zu Identifikationszwecken oder im Zusammenhang mit der 

Wahrnehmung von Aufgaben der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien) erforderlich ist, 

4. für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Einrichtungen, wenn anderweitige geeignete 

Schutzmaßnahmen getroffen werden oder solange kein Kontakt zu Kundinnen und 

3. soweit und solange es zur Kommunikation mit Menschen mit einer Hör- oder 

Sehbehinderung, zu Identifikationszwecken oder im Zusammenhang mit der 

Wahrnehmung von Aufgaben der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien) erforderlich ist, 

4. für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Einrichtungen, wenn anderweitige geeignete 

Schutzmaßnahmen getroffen werden oder solange kein Kontakt zu Kundinnen und 

Kunden oder Besucherinnen und Besuchern besteht. 

(5) Sofern in öffentlichen oder gewerblichen Einrichtungen oder im unmittelbaren Umfeld 

solcher Einrichtungen mit der Ansammlung von Personen zu rechnen ist, sind durch den 

Betreiber der Einrichtung oder Veranlasser einer Versammlung, Ansammlung oder 

sonstigen Zusammenkunft Maßnahmen zur Einhaltung des Abstandsgebots, insbesondere 

zur Steuerung des Zutritts, zu ergreifen, wie beispielsweise durch Anbringen von gut 

sichtbaren Abstandsmarkierungen im Abstand von mindestens 1,5 Metern. In 

Wartesituationen gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(6) In öffentlichen oder gewerblichen Einrichtungen sind besondere Hygienemaßnahmen, 

wie beispielsweise die Bereitstellung von Desinfektionsmittel, erhöhte Reinigungsintervalle, 

Trennvorrichtungen und ähnliche Maßnahmen, vorzusehen. 

(7) Soweit in dieser Verordnung eine Personenbegrenzung angeordnet wird, gilt, dass sich 

in einer Einrichtung 

1. mit einer Verkaufs- oder Besucherfläche von bis zu 800 qm insgesamt höchstens eine 

Person pro 10 qm Verkaufs- oder Besucherfläche und 

2. mit einer Verkaufs- oder Besucherfläche ab 801 qm insgesamt auf einer Fläche von 

800 qm höchstens eine Person pro 10 qm Verkaufs- oder Besucherfläche und auf der 

800 qm übersteigenden Fläche höchstens eine Person pro 20 qm Verkaufs- oder 

Besucherfläche 

aufhalten darf (Personenbegrenzung). 

(8) Der Betreiber einer Einrichtung oder Veranlasser einer Ansammlung oder sonstigen 

Zusammenkunft hat die Kontaktnachverfolgbarkeit sicherzustellen, sofern dies in dieser 

Verordnung bestimmt wird; werden gegenüber der oder dem zur Datenerhebung 

Verpflichteten Kontaktdaten angegeben, müssen diese wahrheitsgemäß sein und eine 

Kontaktnachverfolgung ermöglichen (Kontakterfassung). Unter Einhaltung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind die Kontaktdaten, die eine Erreichbarkeit der 

Person sicherstellen (Name, Vorname, Anschrift, Telefonnummer), sowie Datum und Zeit 

der Anwesenheit der Person zu erheben. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat 

zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig 

falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer 

Kontaktdaten verweigern oder offenkundig falsche oder unvollständige Angaben machen, 

sind von dem Besuch oder der Nutzung der Einrichtung oder von der Teilnahme an der 

Ansammlung oder Zusammenkunft durch den Betreiber der Einrichtung oder Veranlasser 

der Ansammlung oder sonstigen Zusammenkunft auszuschließen. Die zur Datenerhebung 

Verpflichteten haben sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der erfassten Daten durch 

Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten dürfen zu einem anderen Zweck als der 

Aushändigung auf Anforderung an das zuständige Gesundheitsamt nicht verwendet werden 

und sind vier Wochen nach Erhebung zu löschen. Sich aus anderen Rechtsvorschriften 

ergebende Datenaufbewahrungspflichten bleiben unberührt. Die oder der zur 

Datenerhebung Verpflichtete kann eine digitale Erfassung der Daten nach Satz 2 anbieten; 

in diesem Fall entfällt die Verpflichtung zur Plausibilitätsprüfung nach Satz 3, sofern durch 

das eingesetzte Erfassungssystem eine Prüfung der angegebenen Telefonnummer erfolgt 

(beispielsweise mittels SMS-Verifikation). Dabei sind die Vorgaben des Datenschutzes 

(insbesondere bei der Fremdspeicherung von Daten) und die vollständige 

datenschutzkonforme Löschung der Daten nach vier Wochen in eigener Verantwortung 

sicherzustellen. Zudem sind die Daten im Bedarfsfall jederzeit dem zuständigen 

Gesundheitsamt auf Verlangen kostenfrei in einem von diesem nutzbaren Format zur 

Verfügung zu stellen. Personen, die in die digitale Datenerfassung nicht einwilligen, ist in 

jedem Fall eine papiergebundene Datenerfassung anzubieten. Das zuständige 
Gesundheitsamt kann, soweit dies zur Erfüllung seiner nach den Bestimmungen des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und dieser Verordnung obliegenden Aufgaben erforderlich 

ist, Auskunft über die Kontaktdaten verlangen; die Daten sind unverzüglich zu übermitteln. 

Eine Weitergabe der übermittelten Daten durch das zuständige Gesundheitsamt oder eine 

Weiterverwendung durch dieses zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist 

ausgeschlossen. An das zuständige Gesundheitsamt übermittelte Daten sind von diesem 

unverzüglich irreversibel zu löschen, sobald die Daten für die Aufgabenerfüllung nicht mehr 

benötigt werden. 

(9) In den in dieser Verordnung bestimmten Fällen, in denen auf diese Vorschrift Bezug 

genommen wird, muss der dort vorgesehene Test auf das Vorliegen des Coronavirus SARS-

CoV-2 durch  

1. einen PoC-Antigen-Test durch geschultes Personal (Schnelltest), der durch das 

Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zugelassen und auf der Website 

https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html gelistet ist, oder 

2. einen PoC-Antigen-Test zur Eigenanwendung (Selbsttest), der durch das 

Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zugelassen und auf der Website 

https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html gelistet ist, 

durchgeführt werden (Testpflicht). In den in dieser Verordnung bestimmten Fällen der 

Testpflicht nach Satz 1 gilt diese nicht für Kinder bis einschließlich fünf Jahre. Im Fall der 

Testung nach Satz 1 Nr. 1 darf der Test nicht vor mehr als 24 Stunden vorgenommen worden 

sein und das Ergebnis muss durch die den Test durchführende Stelle bestätigt sein; die 

Bestätigung ist vor dem Betreten der Einrichtung vorzulegen. Im Fall einer Testung nach 

Satz 1 Nr. 2 ist der Test vor dem Betreten der Einrichtung in Anwesenheit einer von dem 
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durchgeführt werden (Testpflicht). In den in dieser Verordnung bestimmten Fällen der 

Testpflicht nach Satz 1 gilt diese nicht für Kinder bis einschließlich fünf Jahre. Im Fall der 

Testung nach Satz 1 Nr. 1 darf der Test nicht vor mehr als 24 Stunden vorgenommen worden 

sein und das Ergebnis muss durch die den Test durchführende Stelle bestätigt sein; die 

Bestätigung ist vor dem Betreten der Einrichtung vorzulegen. Im Fall einer Testung nach 

Satz 1 Nr. 2 ist der Test vor dem Betreten der Einrichtung in Anwesenheit einer von dem 

Betreiber der Einrichtung beauftragten Person von der Besucherin oder dem Besucher 

durchzuführen. Der Betreiber der Einrichtung hat der Besucherin oder dem Besucher auf 

Verlangen das Ergebnis und den Zeitpunkt der Testung nach Satz 1 Nr. 2 zu bestätigen. Für 

die Bestätigung des Testergebnisses des Schnelltests oder Selbsttests ist das dieser 

Verordnung als Anlage 1 beigefügte Formular zu verwenden. Die Testpflicht gilt als erfüllt, 

wenn die Besucherin oder der Besucher dem Betreiber der Einrichtung einen Testnachweis 

nach § 2 Nr. 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 

(BAnzAT 08.05.2021 V1) in der jeweils geltenden Fassung vorlegt. Der Betreiber einer 

Einrichtung darf der Besucherin oder dem Besucher nur bei Vorlage eines Testnachweises 

nach Satz 7 Zutritt zur Einrichtung gewähren.  

(10) Soweit in dieser Verordnung auf eine Sieben-Tage-Inzidenz Bezug genommen wird, ist 

die durch das Robert Koch-Institut für jeden Landkreis und jede kreisfreie Stadt im Internet 

unter https://www.rki.de/inzidenzen veröffentlichte Anzahl der Neuinfektionen mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen maßgeblich 

(Sieben-Tage-Inzidenz).  

(11) Die auf der Internetseite der Landesregierung (www.corona.rlp.de) veröffentlichten 

Hygienekonzepte in ihrer jeweils geltenden Fassung sind zu beachten. Sofern für einzelne 

Einrichtungen oder Maßnahmen keine Hygienekonzepte auf der Internetseite der 

Landesregierung oder der fachlich zuständigen Ministerien veröffentlicht sind, gelten die 

Hygienekonzepte vergleichbarer Einrichtungen oder Lebenssachverhalte entsprechend.  

(12) Ausnahmegenehmigungen von den Bestimmungen der Absätze 2 bis 9 können in 

begründeten Einzelfällen auf Antrag von der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien 

Städten der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde unter Auflagen erteilt werden, soweit 

das Schutzniveau vergleichbar, dies aus epidemiologischer Sicht, insbesondere unter 

Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsgeschehens, vertretbar ist und der Zweck 

dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird. 

(13) Bestimmungen nach § 28 b IfSG und Verordnungen des Bundes aufgrund des § 28 c 

IfSG gehen den Regelungen dieser Verordnung vor. Nach § 28 b Abs. 5 IfSG bleiben in 

dieser Verordnung geregelte weitergehende Schutzmaßnahmen unberührt.  

 

Teil 2 
Versammlungen, Veranstaltungen und  

Zusammenkünfte von Personen 
 

§ 2 

 

(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur gestattet 

1. alleine oder mit den Angehörigen des eigenen Hausstands oder 

2. zusätzlich mit Personen eines weiteren Hausstands, höchstens jedoch mit insgesamt 

fünf Personen, 

wobei Kinder beider Hausstände bis einschließlich 14 Jahre bei der Ermittlung der 

Personenanzahl außer Betracht bleiben.  

Als ein Hausstand zählen auch die und der nicht im gleichen Hausstand lebende Ehegattin 

und Ehegatte, Lebenspartnerin und Lebenspartner oder Lebensgefährtin und 

Lebensgefährte. Dem nicht in häuslicher Gemeinschaft lebenden Elternteil ist es erlaubt, 

sein Umgangsrecht weiterhin auszuüben. § 1 Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwendung. Soweit 

es zwingende persönliche Gründe erfordern, insbesondere wenn eine angemessene 

Betreuung für Minderjährige oder pflegebedürftige Personen unter Ausschöpfung aller 

zumutbaren Möglichkeiten nicht umsetzbar ist, ist auch die Anwesenheit mehrerer 

minderjähriger Personen eines weiteren Hausstands gestattet. 

(2) Erlaubt sind 

1. Zusammenkünfte aus geschäftlichen, beruflichen oder dienstlichen Anlässen, bei 

denen Personen unmittelbar zusammenarbeiten müssen, einschließlich Personal- und 

Betriebsversammlungen und Zusammenkünfte der Tarifpartner, der erforderlichen 

Bewirtschaftung landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen, sowie aus 

bildungs-, prüfungs- oder betreuungsrelevanten Gründen, 

2. Zusammenkünfte bei Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben 

wahrnehmen. 

Für Zusammenkünfte nach Satz 1 gilt § 1 Abs. 2 Satz 1 nicht. Es gilt die Maskenpflicht nach 

§ 1 Abs. 3 Satz 4. In mehrstündigen schriftlichen Prüfungen im Rahmen von Staatsexamina, 

die in Präsenzform stattfinden, kann nach Entscheidung der prüfenden Stelle die 

Maskenpflicht am Platz entfallen; in diesem Fall gilt das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 

1. 

(3) Versammlungen unter freiem Himmel können durch die nach dem Versammlungsgesetz 

zuständige Behörde unter Auflagen, insbesondere zum Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 

1 sowie zur Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 zugelassen werden, soweit dies im 

Einzelfall aus epidemiologischer Sicht vertretbar ist.  

(4) Zusammenkünfte von Personen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung, der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien), 

der Vorbereitung und Durchführung von öffentlichen Wahlen, insbesondere von 

Wahlkreiskonferenzen und Vertreterversammlungen, der Durchführung von 

1 sowie zur Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 zugelassen werden, soweit dies im 

Einzelfall aus epidemiologischer Sicht vertretbar ist.  

(4) Zusammenkünfte von Personen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung, der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien), 

der Vorbereitung und Durchführung von öffentlichen Wahlen, insbesondere von 

Wahlkreiskonferenzen und Vertreterversammlungen, der Durchführung von 

Blutspendeterminen, der Durchführung von Prüfungen an Hochschulen sowie der 

Durchführung von Auswahlverfahren für zulassungsbeschränkte Studiengänge, 

insbesondere Studieneignungstests, oder der Daseinsvorsorge zu dienen bestimmt sind, 

sind unter Berücksichtigung der allgemeinen Schutzmaßnahmen nach § 1 erlaubt. In der 

Rechtspflege dienenden Einrichtungen (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien) und bei Zusammenkünften der Rechtspflege soll grundsätzlich bei 

Begegnung mit anderen Personen eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards getragen 

werden. Bei öffentlichen Wahlen in Wahlräumen und deren unmittelbaren Zugängen gilt die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 

eines vergleichbaren Standards zu tragen ist; § 1 Abs. 4 bleibt unberührt. In den übrigen 

Fällen gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Bei öffentlichen Wahlen hat der 

Wahlvorstand die Pflicht zur Kontakterfassung gemäß § 1 Abs. 8 Satz 1 bei Personen, die 

sich auf der Grundlage des Öffentlichkeitsgrundsatzes im Wahlraum aufhalten. 

(5) An Zusammenkünften von Personen anlässlich Bestattungen dürfen als Trauergäste 

folgende Personen teilnehmen: 
1. die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner, die 

Verlobte oder der Verlobte der Verstorbenen oder des Verstorbenen, 

2. Personen, die mit der Verstorbenen oder dem Verstorbenen im ersten oder zweiten 

Grad verwandt sind, sowie deren Ehegattinnen oder Ehegatten oder 

Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner,  

3. Personen eines weiteren Hausstands und 

4. Personen, die für die Verstorbene oder den Verstorbenen als Betreuungsperson 

amtlich bestellt oder als Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter betreuend tätig waren. 

Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch weitere Personen teilnehmen, 

wenn sichergestellt ist, dass die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 eingehalten wird. Es 

gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Über die Bestattung hinausgehende 

Zusammenkünfte sind untersagt. 

(6) An standesamtlichen Trauungen dürfen neben den Eheschließenden, der 

Standesbeamtin oder dem Standesbeamten sowie weiterer für die Eheschließung 

notwendiger Personen und zwei Trauzeuginnen oder Trauzeugen folgende Personen 

teilnehmen: 

1. Personen, die mit einem der Eheschließenden im ersten oder zweiten Grad verwandt 

sind, sowie deren Ehegattinnen oder Ehegatten oder Lebenspartnerinnen oder 

Lebenspartner, und 

2. Personen eines weiteren Hausstands. 

Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch weitere Personen teilnehmen, 

wenn sichergestellt ist, dass die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 eingehalten wird; für 

diese Personen gilt die Testpflicht nach § 1 Abs. 9. Es gilt für alle anwesenden Personen mit 

Ausnahme der Eheschließenden die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Das jeweilige 

Hausrecht bleibt unberührt. 

(7) Zusammenkünfte von Selbsthilfegruppen, die  

1. einem Wohlfahrtsverband der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Rheinland-Pfalz 

e. V. angehören,  

2. in den Datenbanken der Mitglieder der LAG KISS geführt werden,  

3. Mitgliedsorganisationen der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Behinderter 

Rheinland-Pfalz e. V. sind oder  

4. Organisationen von Menschen mit Behinderungen nach § 3 Abs. 5 des 

Landesinklusionsgesetzes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. S. 719, BS 87-1) in der 

jeweils geltenden Fassung sind, 

und der Bewältigung einer psychischen Belastungssituation, der Bewältigung einer eigenen 

Erkrankung oder der Erkrankung eines Angehörigen dienen, sind unter Beachtung der 

allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. Es gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 
Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach 

§ 1 Abs. 8 Satz 1. 

(8) Jede weitere Veranstaltung oder Zusammenkunft von Personen im öffentlichen Raum 

oder in angemieteten oder zur Verfügung gestellten Räumen, die nicht unter besondere 

Regelungen dieser Verordnung fallen, ist, vorbehaltlich des Selbstorganisationsrechts des 

Landtags und der Gebietskörperschaften, untersagt. 

(9) Ausnahmegenehmigungen von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 8 können im 

begründeten Einzelfall auf Antrag von der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien 

Städten der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde unter Auflagen erteilt werden, soweit 

das Schutzniveau vergleichbar, dies aus epidemiologischer Sicht, insbesondere unter 

Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsgeschehens, vertretbar ist und der Zweck 

dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird.  

 

Teil 3 
Religionsausübung 

§ 3 
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das Schutzniveau vergleichbar, dies aus epidemiologischer Sicht, insbesondere unter 

Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsgeschehens, vertretbar ist und der Zweck 

dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird.  

 

Teil 3 
Religionsausübung 

§ 3 

 

(1) Gottesdienste von Religions- oder Glaubensgemeinschaften oder deren 

Versammlungen, die für die Selbstorganisation oder Rechtsetzung erforderlich sind, sind 

unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen, insbesondere des Abstandsgebots 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zulässig. Gemeinde- oder Chorgesang ist nicht zulässig. Werden 

mehrere Gottesdienste in Folge abgehalten, so soll ein Zeitraum von mindestens einer 

Stunde zwischen Ende und Beginn des jeweiligen Gottesdienstes freigehalten werden. Der 

Einsatz von Instrumentalmusik ohne verstärkten Aerosolausstoß ist zulässig. 

(2) Die Religions- oder Glaubensgemeinschaften stellen sicher, dass Infektionsketten für die 

Dauer von vier Wochen rasch und vollständig nachvollzogen werden können. Gottesdienste 

und Zusammenkünfte von Religions- oder Glaubensgemeinschaften, die den Charakter 

einer größeren Veranstaltung erreichen, sind untersagt. Bei Zusammenkünften, in denen 

Besucherzahlen erwartet werden, die zu einer Auslastung der Kapazitäten führen könnten, 

ist ein Anmeldungserfordernis einzuführen. Die Religions- und Glaubensgemeinschaften 

stellen durch Steuerung des Zutritts sicher, dass Ansammlungen von Personen in öffentlich 

zugänglichen oder Gästen vorbehaltenen Bereichen der Einrichtung, die von einer Mehrzahl 

von Personen benutzt werden, vermieden werden. Sie sind zur Zusammenarbeit mit dem 

zuständigen Gesundheitsamt hinsichtlich der Kontaktnachverfolgung im Falle von 

Infektionen verpflichtet.  

(3) In geschlossenen Räumen gilt für Teilnehmende die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 

mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der 

Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist. 

Ausgenommen sind Geistliche sowie Lektorinnen und Lektoren, Vorbeterinnen und 

Vorbeter, Kantorinnen und Kantoren, Vorsängerinnen und Vorsänger unter Einhaltung 

zusätzlicher Schutzmaßnahmen, die sich aus den Infektionsschutzkonzepten der Religions- 

oder Glaubensgemeinschaften ergeben.  

(4) Die Religions- oder Glaubensgemeinschaften oder ihre Dachorganisationen erstellen 

Infektionsschutzkonzepte, in denen das Nähere zu den Schutzmaßnahmen, insbesondere 

die Sicherstellung der Kontaktnachverfolgung, geregelt wird und legen diese nach 

Aufforderung dem zuständigen Gesundheitsamt vor. 

 
Teil 4 

Wirtschaftsleben 
 

§ 4 

Untersagung der Öffnung oder Durchführung 

 
Untersagt ist die Öffnung oder Durchführung von 

1. Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen, 

2. Kirmes, Volksfesten und ähnlichen Einrichtungen,  

3. Prostitutionsgewerbe im Sinne des § 2 Abs. 3 des Prostituiertenschutzgesetzes vom 

21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 5 

Voraussetzungen für die Öffnung von Einrichtungen 

 
Öffentliche oder gewerbliche Einrichtungen sind unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen geöffnet, soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt 

ist. Sowohl in geschlossenen Räumen als auch im Freien, insbesondere in Wartesituationen, 

gelten vorbehaltlich der Bestimmungen des § 2 Abs. 4 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 

eines vergleichbaren Standards zu tragen ist, und die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 

7. Die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 gilt auch im unmittelbaren Umfeld der Einrichtung 

oder auf Parkplätzen. Die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 gilt abweichend von Satz 2 

nicht 

1.  für Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen, 

2.  auf Wochenmärkten sowie 

3.  in persönlichen Beratungsgesprächen, wenn sich ausschließlich Personen, die 
höchstens zwei Hausständen angehören, in einem Raum aufhalten. 

 

 

§ 6 

Betriebs- und Dienstleistungsbeschränkungen, Betriebsverbote 

 
(1) In allen Arbeits- und Betriebsstätten sowie Lernorten nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 des 

Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 920) in der jeweils geltenden 

Fassung oder nach § 26 Abs. 2 Nr. 6 der Handwerksordnung (HwO) in der Fassung vom 24. 

September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095) in der jeweils geltenden Fassung gilt die 

höchstens zwei Hausständen angehören, in einem Raum aufhalten. 

 

 

§ 6 

Betriebs- und Dienstleistungsbeschränkungen, Betriebsverbote 

 
(1) In allen Arbeits- und Betriebsstätten sowie Lernorten nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 des 

Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 920) in der jeweils geltenden 

Fassung oder nach § 26 Abs. 2 Nr. 6 der Handwerksordnung (HwO) in der Fassung vom 24. 

September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095) in der jeweils geltenden Fassung gilt die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Satz 1 gilt zwischen den dort beschäftigten Personen 

nicht, sofern am jeweiligen Platz der Arbeits- oder Betriebsstätte der Mindestabstand von 1,5 

Metern im Sinne des § 1 Abs. 2 eingehalten werden kann. Bestimmungen des 

Arbeitsschutzes bleiben unberührt. 

(2) Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe sind unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen befugt, ihre Tätigkeit auszuüben. Das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 sind einzuhalten.  

(3) Zulässig ist die Erbringung körpernaher Dienstleistungen aus medizinischen und 

hygienischen Gründen, wie insbesondere solche von Optikerinnen und Optikern, 

Hörakustikerinnen und Hörakustikern, Friseurinnen und Friseuren, bei der Fußpflege, bei der 

Podologie, Logopädie, Physio- und Ergotherapie, beim Rehabilitationssport und 

Funktionstraining im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 3 und 4 des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch oder Ähnliches. Über Satz 1 hinaus sind Dienstleistungen im Bereich der 

Körperpflege zulässig, wie beispielsweise in Nagelstudios, Kosmetiksalons, Massagesalons, 

Tattoostudios, Piercingstudios und ähnlichen Einrichtungen. Für Dienstleistungen nach den 

Sätzen 1 und 2 gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zwischen Kundinnen und 

Kunden, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 

eines vergleichbaren Standards zu tragen ist, sowie die Pflicht zur Kontakterfassung nach 

§ 1 Abs. 8 Satz 1.  

(4) Kann wegen der Art einer in Absatz 3 genannten Dienstleistung eine Maske nicht 

getragen werden, wie zum Beispiel bei bestimmten Kosmetikanwendungen oder der 

Bartrasur, gilt die Testpflicht nach § 1 Abs. 9. Außerdem ist ein Testkonzept für das Personal 

erforderlich. Satz 1 gilt nicht für Dienstleistungen, die aus medizinischen Gründen erbracht 

werden. 

(5) Alle ärztlichen Behandlungen sind zulässig. Einrichtungen des Gesundheitswesens 

bleiben unter Beachtung der notwendigen Hygiene- und Schutzmaßnahmen geöffnet. In 

Wartesituationen gemeinsam mit anderen Personen gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 

Satz 4, mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen 

ist. 

 

§ 7 

Gastronomie  

 

(1) Gastronomische Einrichtungen, insbesondere 

1. Restaurants, Speisegaststätten, Bars, Kneipen, Cafés, Shisha-Bars und ähnliche 

Einrichtungen, 

2. Eisdielen, Eiscafés und ähnliche Einrichtungen, 

3. Vinotheken, Probierstuben und ähnliche Einrichtungen, 

4. Angebote von Tagesausflugsschiffen einschließlich des gastronomischen Angebots 

und ähnliche Einrichtungen 

sind geschlossen. Abhol-, Liefer- und Bringdienste sowie der Straßenverkauf und Ab-Hof-

Verkauf sind erlaubt. Für sie gelten die allgemeinen Schutzmaßnahmen, insbesondere das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 und die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4.  

(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Öffnung gastronomischer Einrichtungen im 

Außenbereich unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen, Vorhaltung eines 

Hygienekonzepts und nach Maßgabe der Regelungen der Sätze 2 bis 4 zulässig. Es gelten 

1. zwischen den Gästen unterschiedlicher Tische sowie in Wartesituationen das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, 

2. für Gäste und Personal die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, 

dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards 

KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist; für Gäste ist 

die Maske unmittelbar am Platz entbehrlich,  

3. die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1, 

4. zur Steuerung des Zutritts eine Vorausbuchungspflicht und 

5. die Testpflicht nach § 1 Abs. 9. 

Eine Bewirtung darf ausschließlich an Tischen mit festem Sitzplatz und unter Beachtung der 

Kontaktbeschränkungen nach § 2 Abs. 1 erfolgen. Eine Bewirtung an der Theke ist nicht 

zulässig. Abweichend von Absatz 1 ist außerdem die Bewirtung von Fernbusfahrerinnen und 

Fernbusfahrern sowie Fernfahrerinnen und Fernfahrern, die beruflich bedingt Waren oder 

Güter auf der Straße befördern und dies jeweils durch eine Arbeitgeberbescheinigung 

nachweisen können, oder die Versorgung obdachloser Menschen im Innen- und 
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Außenbereich zulässig; die Sätze 1 und 2 Nr. 1 bis 3 und die Sätze 3 und 4 gelten 

entsprechend. 

(3) Kantinen und Mensen, die ausschließlich die Versorgung der betreffenden Einrichtung 

vornehmen, sind nur nach Maßgabe der Sätze 2 bis 6 und unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen geöffnet. Ein Verzehr von Speisen und Getränken in den Räumlichkeiten 

der Kantine oder Mensa in Kindertagesstätten und Schulen ist nach Maßgabe der in diesen 

Einrichtungen geltenden Schutzmaßnahmen zulässig. Im Übrigen ist dieser nur zulässig, 

wenn die Arbeitsabläufe oder die räumliche Situation des Betriebes oder der Einrichtung dies 

erfordern. In den in Satz 3 genannten Fällen gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach 

§ 1 Abs. 8 Satz 1. Die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 entfällt nur am Platz. Im Übrigen 

gilt Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend. 

(4) Unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinander 

folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 50, sind ab dem 

übernächsten Tag abweichend von Absatz 1 gastronomische Einrichtungen auch im 

Innenbereich geöffnet; Absatz 2 Satz 1 bis 4 gilt entsprechend.  

 

§ 8 

Hotellerie, Beherbergungsbetriebe 

 
(1) Einrichtungen des Beherbergungsgewerbes, insbesondere  

1. Hotels, Hotels garnis, Pensionen, Gasthöfe, Gästehäuser und ähnliche Einrichtungen, 

2. Ferienhäuser, Ferienwohnungen, Privatquartiere und ähnliche Einrichtungen, 

3. Jugendherbergen, Familienferienstätten, Jugendbildungsstätten, Erholungs-, Ferien- 

und Schulungsheime, Ferienzentren und ähnliche Einrichtungen, 

4. Campingplätze, Reisemobilplätze, Wohnmobilstellplätze und ähnliche Einrichtungen 

sind nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 geöffnet.  

(2) Einrichtungen nach Absatz 1 dürfen mit der Maßgabe öffnen, dass  

1. die zur Beherbergung dienenden Wohneinheiten nur von Personen bewohnt werden, 

denen der Aufenthalt im öffentlichen Raum nach § 2 Abs. 1 erlaubt ist, 

2. die zur Beherbergung dienenden Wohneinheiten jeweils über eigene sanitäre 

Einrichtungen verfügen,  

3. sämtliche Gemeinschaftseinrichtungen geschlossen sind, 

4. Angebote von Sport- und Freizeitaktivitäten, Wellnessangebote sowie 

Gruppenangebote mit Freizeitcharakter nicht zulässig sind, 

5. ein Hygienekonzept vorgehalten wird. 
(3) Es gilt die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 für die Kontaktdaten 

sämtlicher Gäste. Die Aufbewahrungspflicht nach § 30 Abs. 4 des Bundesmeldegesetzes 

bleibt unberührt. 

(4) In allen öffentlich zugänglichen Bereichen der Einrichtungen nach Absatz 1 gelten das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Der 

Betreiber der Einrichtung hat durch Steuerung des Zutritts Ansammlungen von Personen in 

öffentlich zugänglichen oder Gästen vorbehaltenen Bereichen der Einrichtung, die von einer 

Mehrzahl von Personen benutzt werden, zu vermeiden.  

(5) Für Gäste von Einrichtungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 gilt die Testpflicht nach § 1 Abs. 

9. Bei mehrtätigen Aufenthalten ist alle 48 Stunden, gerechnet ab Vornahme der jeweils 

letzten Testung, eine erneute Testung vorzunehmen. 

(6) Für die gastronomischen Angebote der Einrichtung gelten die Regelungen des § 7 

entsprechend, insbesondere die Regelungen zur Außengastronomie und zu Abhol-, Bring- 

und Lieferdiensten zur Versorgung von Reisenden auf dem eigenen Zimmer 

(Zimmerservice). 

 

§ 9 

Nutzung von Verkehrsmitteln, Schülerbeförderung 

 
(1) Bei Nutzung von Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs und 

des gewerblichen Passagierverkehrs auf Flughäfen und der hierzu gehörenden 

Einrichtungen, wie beispielsweise dem Aufenthalt an Haltestellen, Bahnsteigen oder 

Einrichtungen der Fluggastabfertigung, gelten die allgemeinen Schutzmaßnahmen, 

insbesondere die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine 

medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder 

FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist. Satz 1 gilt auch für den 

freigestellten Schülerverkehr und andere Personenverkehre gemäß Freistellungs-

Verordnung vom 30. August 1962 (BGBl. I S. 601) in der jeweils geltenden Fassung sowie 

für Taxi- und Mietwagenverkehre. Ein Fahrscheinverkauf bei der Fahrerin oder dem Fahrer 

ist nur zulässig, wenn Trennvorrichtungen in den Fahrzeugen vorhanden sind. Der Verkauf 

und Verzehr von alkoholischen Getränken in den Verkehrsmitteln des öffentlichen 

Personennahverkehrs ist untersagt. 

(2) Die Beförderung von Schülerinnen und Schülern gemäß § 69 des Schulgesetzes 

(SchulG) oder § 33 des Privatschulgesetzes (PrivSchG) darf nicht mit der Begründung 

verweigert werden, dass diese keine Maske tragen. 

(3) Die Durchführung von Reisebusreisen, Schiffsreisen oder ähnlichen Angeboten ist 

unzulässig.  

(4) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz an drei 

aufeinander folgenden Tagen den Schwellenwert von 100 übersteigt, gilt ab dem 

übernächsten Tag bei Fahrten in einem privaten Kraftfahrzeug, in dem sich Personen aus 

verschiedenen Hausständen befinden, für Mitfahrerinnen und Mitfahrer die Maskenpflicht 

nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-

Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren 

Standards zu tragen ist. Diese Verpflichtung gilt nicht für die Fahrerin oder den Fahrer des 

Kraftfahrzeugs. 

 
Teil 5  

Sport und Freizeit 
 

§ 10 

Sport 

 

(1) Training und Wettkampf im Amateur- und Freizeitsport sind untersagt, soweit in dieser 

Verordnung nichts Abweichendes bestimmt ist. Abweichend von Satz 1 ist die 

Sportausübung wie folgt zulässig:  

1. kontaktlos im Freien und auf allen öffentlichen und privaten ungedeckten sowie 

gedeckten Sportanlagen, wenn die Ausübung einzeln oder in einer Gruppe, welcher 

der Aufenthalt im öffentlichen Raum nach § 2 Abs. 1 erlaubt ist, erfolgt; im Falle eines 

angeleiteten Trainings auch nebst einer Trainerin oder eines Trainers,  

2. kontaktlos im Freien und auf allen öffentlichen und privaten ungedeckten Sportanlagen 

unter regelmäßiger Wahrung des Abstandsgebots nach § 1 Abs. 2 Satz 1 in einer 

Gruppe von maximal fünf teilnehmenden Personen aus verschiedenen Hausständen, 

wenn die Sportausübung von einer Trainerin oder einem Trainer angeleitet wird, oder 

3.  im Freien und auf allen öffentlichen und privaten ungedeckten Sportanlagen, wenn das 

Training angeleitet wird und in Gruppen von bis zu 20 Kindern bis einschließlich 14 

Jahre nebst einer Trainerin oder eines Trainers stattfindet.  

Über Satz 2 hinausgehende Gruppenangebote sind untersagt. 

(2) Bei der Sportausübung nach Absatz 1 Satz 2  

1. ist in den Fällen der Nummern 1 und 2 zwischen Personen, die nicht einer dort 

genannten Gruppe angehören, ein Mindestabstand von drei Metern einzuhalten; es 

gelten die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 sowie die Testpflicht 

nach § 1 Abs. 9; pro angefangene 40 qm Gesamttrainingsfläche darf nur einer Person 

Zutritt zur Gesamttrainingsfläche gewährt werden; im Freien und auf allen öffentlichen 

und privaten ungedeckten Sportanlagen besteht die Pflicht zur Kontakterfassung nach 

§ 1 Abs. 8 Satz 1 nur im Rahmen einer angeleiteten Sportausübung nach Absatz 1 

Satz 2 Nr. 2 und obliegt der Trainerin oder dem Trainer; die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 

entfällt im Freien, 

2. gilt in den Fällen der Nummer 3 die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1, 

3. sind Zuschauerinnen und Zuschauer nicht zugelassen; ausgenommen sind Verwandte 

ersten und zweiten Grades bei der sportlichen Betätigung Minderjähriger, 

4. ist die Nutzung von Gemeinschaftsräumen, einschließlich Räumen zum Umkleiden und 

Duschen, nicht zulässig; die Einzelnutzung von Toilettenräumen ist gestattet, 

5. gilt außerhalb der sportlichen Betätigung die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(3) Die Öffnung von Fitnessstudios, Tanzschulen und ähnlichen Einrichtungen ist unter den 

Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 zulässig. Ein Hygienekonzept ist vorzuhalten. 

Schwimm- und Spaßbäder, Saunen, Thermen und ähnliche Einrichtungen sind geschlossen. 

(4) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz an drei 

aufeinander folgenden Tagen den Schwellenwert von 100 übersteigt, ist ab dem 

übernächsten Tag die Sportausübung in gedeckten Sportanlagen abweichend von Absatz 1 

Satz 2 Nr. 1 und in Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 untersagt. 

(5) Unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinander 

folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 50, ist ab dem 

übernächsten Tag im Amateur- und Freizeitsport zusätzlich die kontaktlose Sportausübung 

im Freien und auf allen öffentlichen und privaten ungedeckten Sportanlagen in Gruppen bis 

maximal zehn Personen nebst einer Trainerin oder eines Trainers zulässig. Die Regelungen 

der Absätze 1 bis 3 bleiben unberührt. 

(6) Der Trainings- und Wettkampfbetrieb des Profi- und Spitzensports ist auf und in 

öffentlichen und privaten Sportanlagen zulässig, sofern ein von den Sportfachverbänden 

oder Ligaverantwortlichen erstelltes Hygienekonzept vorliegt und beachtet wird. Im Freien 

sind bis zu 100 Zuschauerinnen und Zuschauer gestattet. Für die Zuschauerinnen und 

Zuschauer gelten  

1. das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1,  

2. die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 

oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist,  

3. die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 und  

4. die Testpflicht nach § 1 Abs. 9.  

Die Maskenpflicht entfällt am Platz. Jeder Zuschauerin und jedem Zuschauer ist anhand 

eines Sitzplans unter Wahrung des Abstandsgebots nach § 1 Abs. 2 Satz 1 ein Sitzplatz 

personalisiert zuzuteilen; dies ist vom Betreiber zu dokumentieren. In Einrichtungen mit einer 

festen Bestuhlung oder einem festen Sitzplan kann das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 
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Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 

oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist,  

3. die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 und  

4. die Testpflicht nach § 1 Abs. 9.  

Die Maskenpflicht entfällt am Platz. Jeder Zuschauerin und jedem Zuschauer ist anhand 

eines Sitzplans unter Wahrung des Abstandsgebots nach § 1 Abs. 2 Satz 1 ein Sitzplatz 

personalisiert zuzuteilen; dies ist vom Betreiber zu dokumentieren. In Einrichtungen mit einer 

festen Bestuhlung oder einem festen Sitzplan kann das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 

1 durch einen freien Sitzplatz zwischen jedem Sitzplatz innerhalb einer Reihe sowie vor und 

hinter jedem Sitzplatz gewahrt werden. Das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 gilt nicht 

für Personen, die dem gleichen Hausstand angehören. Im Übrigen erhalten nur Personen 

Zutritt, die für den Wettkampf- oder Trainingsbetrieb oder die mediale Berichterstattung 

erforderlich sind. Spitzen- und Profisport im Sinne des Satzes 1 betreiben: 

1. Bundes- und Landeskaderathletinnen und -athleten in olympischen Disziplinen 

(Olympiakader, Perspektivkader, Ergänzungskader, Teamkader, Nachwuchskader 1, 

Nachwuchskader 2, Landeskader), Bundes- und Landeskaderathletinnen und -athleten 

in paralympischen Disziplinen (Paralympicskader, Perspektivkader, Ergänzungskader, 

Teamkader, Nachwuchskader 1, Nachwuchskader 2, Landeskader), 

Bundeskaderathletinnen und -athleten in deaflympischen Sportarten 

(Deaflympicskader, Erweiterungskader, Nachwuchskader) sowie Bundes- und 

Landeskaderathletinnen und -athleten in nichtolympischen Sportarten (A-Kader, B-

Kader, C-Kader und D/C-Kader), welche von den zuständigen Bundes- oder 

Landesverbänden anerkannt sind; 

2. Mannschaften aller olympischen und paralympischen Sportarten der 1. bis 3. Ligen 

sowie der Regionalliga im Männerfußball; darüber hinaus Profimannschaften in nicht 

olympischen und nicht paralympischen Sportarten; unter Profisport ist die bezahlte 

Vollzeittätigkeit von Berufssportlern in Kapitalgesellschaften oder in den 

Wirtschaftsbetrieben von Vereinen zu verstehen;  

3. Mannschaften der höchsten Spielklassen der Jugend- und Nachwuchsaltersklassen 

U 17 oder älter sowie Spieler und Spielerinnen der Bundes- und Landeskader der 

Altersklassen U 15 und U 16, sofern die Mannschaften oder Spielerinnen und Spieler 

an einem vom zuständigen Spitzenfachverband zertifizierten 

Nachwuchsleistungszentrum trainieren; 

4. wirtschaftlich selbstständige, vereins- oder verbandsungebundene Profisportlerinnen 

und -sportler ohne Bundeskaderstatus sowie 

5. sonstige Athletinnen und Athleten, die sich bereits für die Teilnahme an 

bevorstehenden Europa- und Weltmeisterschaften qualifiziert haben oder im Jahr 2021 

qualifizieren können. 

 

§ 11 

Freizeit 

 

(1) Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt ist, sind folgende 

Einrichtungen geschlossen: 

1. Messen, Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 

2. Freizeitparks und ähnliche Einrichtungen, 

3. Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche Einrichtungen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 sind Kletterparks im Freien geöffnet; es gelten das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, außerhalb der Nutzung des Kletterparkours die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 

1 sowie zur Steuerung des Zutritts eine Vorausbuchungspflicht. Abweichend von Absatz 1 

Nr. 3 dürfen Wettvermittlungsstellen kurzzeitig zur Wettabgabe betreten werden; die 

Betreiberin oder der Betreiber stellt durch geeignete Maßnahmen sicher, dass ein darüber 

hinausgehendes Verweilen unterbleibt.  

(3) Unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinander 

folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 50, sind ab dem 

übernächsten Tag abweichend von Absatz 1 Spielhallen, Spielbanken, 

Wettvermittlungsstellen und ähnliche Einrichtungen geöffnet. Es gelten 

1. das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, 

2. die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 

oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist; für Gäste entfällt die Maskenpflicht 

am Platz,  

3. die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1, 

4. zur Steuerung des Zutritts eine Vorausbuchungspflicht und 

5. die Testpflicht nach § 1 Abs. 9. 

(4) Zoologische Gärten, Tierparks, botanische Gärten und ähnliche Einrichtungen sind für 

den Publikumsverkehr geöffnet. Zur Steuerung des Zutritts gilt eine Vorausbuchungspflicht. 

Die Anzahl der Personen, die sich zeitgleich auf dem Gelände der Einrichtungen nach Satz 

1 befinden dürfen, ist vorab von der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten der 

Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde zu genehmigen. Es gelten das Abstandsgebot 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass in 

den Innenbereichen der jeweiligen Einrichtung eine medizinische Gesichtsmaske (OP-

Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren 

Standards zu tragen ist, und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1.  

(5) Auf Spielplätzen ist möglichst das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zu beachten. 

Für anwesende Erwachsene gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

 

Teil 6 

Standards zu tragen ist, und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1.  

(5) Auf Spielplätzen ist möglichst das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zu beachten. 

Für anwesende Erwachsene gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

 

Teil 6 
Bildung und Kultur 

§ 12 

Schulen, Staatliche Studienseminare für Lehrämter 

 
(1) Der Schulbetrieb, einschließlich des Schulsports und der Feriensprachkurse, findet 

gemäß den Vorgaben des für die Angelegenheiten des Schul- und Unterrichtswesens 

zuständigen Ministeriums im Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen 

Angelegenheiten zuständigen Ministerium statt. Der „Hygieneplan-Corona für die Schulen in 

Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner 

jeweils geltenden Fassung, ist anzuwenden; dabei gelten die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 

Satz 4 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 nach Maßgabe des 

„Hygieneplans-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“. § 28 b Abs. 3 IfSG bleibt 

unberührt. Sofern der reguläre Unterricht wegen der in den Sätzen 1 und 2 genannten 

Vorgaben nicht im vorgesehenen Umfang als Präsenzunterricht stattfindet, erfüllen die 

Schulen ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag durch ein pädagogisches Angebot, das auch 

in häuslicher Arbeit wahrgenommen werden kann. Die Schulpflicht besteht fort und wird auch 

durch die Wahrnehmung des pädagogischen Angebots zur häuslichen Arbeit erfüllt. 

Schülerinnen und Schüler, die aus Infektionsschutzgründen nicht am Präsenzunterricht 

teilnehmen, erhalten ein pädagogisches Angebot zur häuslichen Arbeit. 

(2) Sofern nicht ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen eingehalten 

werden kann, findet bis auf Weiteres an den Schulen in Rheinland-Pfalz Präsenzunterricht 

in geteilten Gruppen im Wechsel statt. Unabhängig von Satz 1 können stattfinden: 

1. Abiturprüfungen, 

2. sonstige nicht aufschiebbare Prüfungen, einschließlich der abiturrelevanten 

Leistungsfeststellungen, und 

3. Prüfungen für schulische Abschlüsse für Nichtschülerinnen und Nichtschüler sowie die 

Vorbereitungskurse auf diese Prüfungen. 

Absatz 1 Satz 5 und 6 findet Anwendung. Es findet eine Notbetreuung gemäß Absatz 6 statt, 

sofern der Präsenzunterricht in geteilten Gruppen im Wechsel erfolgt.  

(3) Über die Regelungen in Absatz 1 hinaus gilt an allen Schulen die Maskenpflicht nach 

§ 1 Abs. 3 Satz 4 auch während des Unterrichts; ausgenommen hiervon sind in den 

Förderschulen ohne weiteren Nachweis Schülerinnen und Schüler, die aufgrund ihrer 

Behinderung keine Maske tragen oder tolerieren können. Weitere Ausnahmen von der 

Maskenpflicht sind aus schulorganisatorischen oder persönlichen Gründen, soweit diese 

Gründe nicht dauerhaft bestehen, zeitlich begrenzt im erforderlichen Umfang zulässig. Dies 

gilt insbesondere bei Sportunterricht und in der Pause im Freien, zur Nahrungsaufnahme 

sowie bei Prüfungen und Kursarbeiten. § 1 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 gilt entsprechend, mit der 

Maßgabe, dass die Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Einhaltung der Maskenpflicht 

durch eine ärztliche Bescheinigung glaubhaft zu machen ist, aus der sich mindestens 

nachvollziehbar ergeben muss, auf welcher Grundlage die ärztliche Diagnose gestellt wurde 

und aus welchen Gründen das Tragen einer Maske im konkreten Fall eine unzumutbare 

Belastung darstellt. Die Tatsache, dass die ärztliche Bescheinigung vorgelegt wurde, die 
ausstellende Ärztin oder der ausstellende Arzt sowie ein eventueller Gültigkeitszeitraum der 

Bescheinigung darf in der Schülerakte dokumentiert werden. Das Fertigen einer Kopie ist 

nicht zulässig. In den Fällen des Satzes 2 ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen 

Personen einzuhalten. Näheres regelt der „Hygieneplan-Corona für die Schulen in 

Rheinland-Pfalz“.  

(4) Die Regelungen zur Befreiung von der Maskenpflicht gelten entsprechend für eine 

etwaige Befreiung von Schülerinnen und Schülern von der Pflicht zur Teilnahme am 

Präsenzunterricht. 

(5) Abweichungen von den in Absatz 1 genannten Vorgaben sind für Schulen in freier 

Trägerschaft möglich; sie bedürfen der Zustimmung der Schulbehörde.  

(6) Werden Lerngruppen in geteilten Gruppen im Wechsel unterrichtet oder ist der 

Präsenzunterricht aufgrund des § 28 b Abs. 3 IfSG untersagt, wird eine schulische 

Notbetreuung eingerichtet. Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf, Schülerinnen und Schüler, deren häusliche Lernsituation nicht ausreichend 

förderlich ist, und Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 1 bis 7, bei denen eine 

häusliche Betreuung nicht oder nur teilweise gewährleistet werden kann, können die 

Notbetreuung in Anspruch nehmen. Soweit Schülerinnen und Schüler an der Notbetreuung 

in den Schulen teilnehmen, findet dort ein an die Situation angepasstes pädagogisches 

Angebot statt. Für Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte und andere Personen in der 

Notbetreuung gilt auch während der Betreuungsmaßnahmen die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4 sowie § 28 b Abs. 3 Satz 1 IfSG entsprechend. 

(7) Die Durchführung von Präsenzveranstaltungen und Prüfungen an den Staatlichen 

Studienseminaren für Lehrämter richtet sich nach den Vorgaben des für die Lehrerinnen- 

und Lehrerausbildung zuständigen Ministeriums und erfolgt unter Beachtung des 

„Hygieneplans Corona für die Studienseminare in Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der 

Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung. 

(8) Für Schulen für Gesundheitsfachberufe nach dem Landesgesetz über die 

Gesundheitsfachberufe vom 7. Juli 2009 (GVBl. S. 265, BS 2124-11) in der jeweils geltenden 

Fassung sowie für Pflegeschulen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Landesgesetzes zur 

Ausführung des Pflegeberufegesetzes vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 212, BS 2124-13) in der 

jeweils geltenden Fassung gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 4 entsprechend.  
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Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung. 

(8) Für Schulen für Gesundheitsfachberufe nach dem Landesgesetz über die 

Gesundheitsfachberufe vom 7. Juli 2009 (GVBl. S. 265, BS 2124-11) in der jeweils geltenden 

Fassung sowie für Pflegeschulen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Landesgesetzes zur 

Ausführung des Pflegeberufegesetzes vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 212, BS 2124-13) in der 

jeweils geltenden Fassung gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 4 entsprechend.  

(9) Sofern die Landkreise und kreisfreien Städte aufgrund des § 28 b Abs. 3 IfSG feststellen, 

dass für ihren Bereich die Voraussetzungen für den Übergang zum Präsenzunterricht in 

geteilten Gruppen oder die Untersagung der Durchführung von Präsenzunterricht gegeben 

sind, informieren sie hierüber frühzeitig die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion als 

Schulaufsicht sowie sämtliche in ihrem Gebiet gelegenen Schulen. Dasselbe gilt für den 

Wegfall der genannten Voraussetzungen. Die Bekanntmachungspflichten nach § 24 bleiben 

unberührt. 
(10) Abschlussklassen sind von der Untersagung nach § 28 b Abs. 3 Satz 3 IfSG 

ausgenommen. Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 finden Anwendung. 

 

§ 13 

Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege 

 
(1) An allen Kindertagesstätten findet der Regelbetrieb unter Pandemiebedingungen nach 

Maßgabe der Sätze 2 bis 6 statt. Zur Einhaltung der Hygieneregelungen und der 

Aufrechterhaltung eines planbaren Angebots der Kinderbetreuung soll im Einvernehmen 

zwischen den Beteiligten vor Ort (Träger, Leitung, Elternausschuss) die Kinderbetreuung in 

möglichst (teil-) festen Angeboten erfolgen. Dabei soll pädagogisches Personal möglichst 

fest diesen Angeboten zugeordnet werden. Zugunsten der Umsetzung möglichst konstanter 

Angebots- und Personalzuordnungen kann das Betreuungsangebot insbesondere in den 

Bring- und Holzeiten eingeschränkt werden. Diese Einschränkung darf nur befristet und im 

Einvernehmen der genannten Beteiligten erfolgen. Die Entscheidung ist allen Beteiligten 

mitzuteilen und nach Fristablauf zu überprüfen. 

(2) Dürfen aufgrund des § 28 b Abs. 3 Satz 9 IfSG in Kindertageseinrichtungen keine 

regulären Betreuungsangebote stattfinden, können Eltern und andere sorgeberechtige 

Personen, wenn eine häusliche Betreuung nicht oder nur teilweise möglich ist, eine 

Notbetreuung in Kindertageseinrichtungen in Anspruch nehmen. Kindertageseinrichtungen 

haben im Sinne einer Notversorgung Kinder zu betreuen (Notbetreuung), es sei denn, sie 

wurden durch Einzelverfügung geschlossen. Die Notbetreuung kommt vor allem für folgende 

Personen infrage: 

1. Kinder in Kindertageseinrichtungen mit heilpädagogischem Angebot, soweit deren 

Betrieb für die Betreuung und Versorgung besonders beeinträchtigter Kinder und 

Jugendlicher unverzichtbar ist;  

2. Kinder, deren Eltern die Betreuung nicht auf andere Weise sicherstellen können, 

insbesondere, wenn beide Elternteile einer Erwerbstätigkeit, einem Studium oder einer 

Ausbildung nachgehen müssen, sowie Kinder berufstätiger Alleinerziehender; 

3. Kinder in Familien, die sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch oder teilstationäre Hilfen zur Erziehung nach § 32 des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch erhalten; 

4. Kinder, bei denen die Einrichtungsleitung zu dem Schluss kommt, dass die Betreuung 

im Sinne des Kindeswohls geboten ist; deren Sorgeberechtigten sollen ermuntert 

werden, die Notbetreuung in Anspruch zu nehmen. 

Der Bedarf für eine Notbetreuung ist von den Eltern und anderen sorgeberechtigten 

Personen glaubhaft darzulegen. Ein schriftlicher Nachweis ist nicht erforderlich. Unabhängig 

hiervon werden die Eltern dringend gebeten, ihre Kinder wann immer möglich zu Hause zu 

betreuen. 

(3) Auf die jeweils gültigen Hygiene-Empfehlungen, jeweils aktuell veröffentlicht auf der 

Internetseite der Landesregierung (www.corona.rlp.de), wird hingewiesen. 

(4) Nach den Vorgaben der Landesverordnung zur Absonderung von mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 infizierten oder krankheitsverdächtigen Personen und deren 

Hausstandsangehörigen und Kontaktpersonen vom 14. Mai 2021 in der jeweils geltenden 

Fassung müssen Personen auch dann dem Einrichtungsbetrieb fernbleiben, wenn sie mit 

engen Kontaktpersonen nach der Definition durch das Robert Koch-Institut in einem 

Haushalt leben und diese Kontaktpersonen selbst auch eine Symptomatik einer COVID-19-

Erkrankung aufweisen. Darüber hinaus findet für Kindertageseinrichtungen die Regelung 

des § 1 Abs. 1 Satz 7 Anwendung. 

(5) Für jugendliche und erwachsene Personen, die sich im Einrichtungsbetrieb oder in einer 

unmittelbaren Hol- oder Bringsituation am Einrichtungsbetrieb aufhalten, gilt die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 

eines vergleichbaren Standards zu tragen ist. Die Maskenpflicht nach Satz 1 gilt während 

der pädagogischen Interaktion mit den in der Einrichtung betreuten Kindern in Innenräumen 

der Einrichtung, soweit dadurch die Interaktion im Einzelfall nicht undurchführbar wird. Die 

Maskenpflicht gilt abweichend von § 1 Abs. 4 Nr. 1 für Kinder auch nach Vollendung des 

sechsten Lebensjahres in der sie betreuenden Kindertageseinrichtung nicht; für Schulkinder 

in der Kindertagesbetreuung nach § 6 des Kindertagesstättengesetzes vom 15. März 1991 

(GVBl. S. 79, BS 216-10) in der jeweils geltenden Fassung gilt die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4, für Schulkinder in den Klassenstufen 1 bis 4 sowie den Unterstufen in den 

Förderschulen gilt die Maßgabe, eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen, 

nicht. Die Maskenpflicht nach Satz 1 gilt nicht, soweit Ausnahmen nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 und 

3 vorliegen. Eine weitere Ausnahme von der Maskenpflicht gilt bei Vorliegen von 

(GVBl. S. 79, BS 216-10) in der jeweils geltenden Fassung gilt die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4, für Schulkinder in den Klassenstufen 1 bis 4 sowie den Unterstufen in den 

Förderschulen gilt die Maßgabe, eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen, 

nicht. Die Maskenpflicht nach Satz 1 gilt nicht, soweit Ausnahmen nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 und 

3 vorliegen. Eine weitere Ausnahme von der Maskenpflicht gilt bei Vorliegen von 

organisatorischen oder persönlichen Gründen, soweit diese Gründe nicht dauerhaft 

bestehen, zeitlich begrenzt im erforderlichen Umfang. Dies gilt insbesondere bei der 

Umsetzung von Maskenpausen im Freien sowie zur Nahrungsaufnahme. In diesen Fällen ist 

ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen möglichst einzuhalten. 

(6) Die Wahl des Elternausschusses soll in der Regel als Briefwahl durchgeführt werden, 

wenn vor Ort die durchgängige Einhaltung der allgemeinen Schutzmaßnahmen, 

insbesondere das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach 

Absatz 4, nicht sichergestellt werden kann. Wahlberechtigten, die aus epidemiologischen 

Gründen nicht an den Veranstaltungen zur Stimmabgabe teilnehmen können, insbesondere 

Personen nach Absatz 4 oder § 1 Abs. 1 Satz 7, ist die Möglichkeit zur Briefwahl zu geben. 
(7) Der Einsatz von Vertretungskräften gemäß § 6 Abs. 5 der Landesverordnung zur 

Ausführung des Kindertagesstättengesetzes vom 31. März 1998 (GVBl. S. 124, BS 216-10-

2) in der jeweils geltenden Fassung wird seit dem 16. März 2020 bis auf Weiteres nicht auf 

die gemäß der Landesverordnung zur Ausführung des Kindertagesstättengesetzes 

geregelte Maximalzeit angerechnet. 

(8) Für die Kindertagespflege gelten der Absatz 2, mit Ausnahme des Satzes 3 Nr. 1, sowie 

die Absätze 3, 4 und 5 Satz 1, 3 und 5, entsprechend. Die Absätze 1, 6 und 7 finden auf die 

Kindertagespflege keine Anwendung. 

 

§ 14 

Hochschulen, außerschulische Bildungsmaßnahmen und Aus-, Fort- und Weiterbildung 

 
(1) Findet forschende und lehrende Tätigkeit an Hochschulen und öffentlich geförderten 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen nicht digital statt, sind die allgemeinen 

Schutzmaßnahmen zu beachten. Die Hochschulen haben für ihre Einrichtungen 

Hygienekonzepte zu erstellen. Insbesondere gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach 

§ 1 Abs. 8 Satz 1. Vom Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 kann abgewichen werden, 

wenn die forschende oder lehrende Tätigkeit dies zwingend erforderlich macht, 

insbesondere wenn das Studienfach praktische Elemente beinhaltet, bei denen die 

Einhaltung des Abstandsgebots nicht möglich ist. 

(2) Bildungsangebote in öffentlichen oder privaten Einrichtungen sind bei gleichzeitiger 

Anwesenheit einer Lehrperson und einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers oder bei 

gleichzeitiger Anwesenheit von einer teilnehmenden Person pro angefangene 20 qm Fläche 

des Unterrichtsraums oder pro angefangene 20 qm der für das Bildungsangebot genutzten 

Fläche im Freien in Präsenzform zulässig; bei einem größeren Teilnehmerkreis sind diese 

Bildungsangebote nur digital zulässig. Satz 1 gilt nicht für Bildungsangebote in 

allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sowie in Lernorten nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 

BBiG oder nach § 26 Abs. 2 Nr. 6 HwO, die aufgrund von Ausbildungsordnungen oder 

privatrechtlicher Vereinbarungen integraler Bestandteil eines Ausbildungsverhältnisses nach 

dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung sind. Abweichend von Satz 1 kann 

die zuständige Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten die Stadtverwaltung als 

Kreisordnungsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn die Bildungsangebote eine besondere 

Bedeutung haben, insbesondere für  

1. die nachhaltige Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit,  

2. die nachhaltige Sicherung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder  

3. die Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Betriebs der öffentlichen Verwaltung, 

der medizinischen Versorgung oder der Pandemiebewältigung oder des Nachhilfe- 

oder Förderunterrichts oder der Berufs- und Studienorientierung für Schülerinnen und 

Schüler. 

Eine Ausnahme nach Satz 3 setzt voraus, dass die Bildungseinrichtungen über 

ausreichende Hygienekonzepte verfügen, in der Regel nicht mehr als 20 

Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer anwesend sind, und dies aus epidemiologischer 

Sicht, insbesondere unter Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsgeschehens, 

vertretbar ist und der Zweck dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird. Abweichend von 

Satz 1 sind in Präsenzform auch mit mehreren Teilnehmerinnen oder Teilnehmern unter 

Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen auch in öffentlichen und privaten 

Einrichtungen zulässig  

1. Prüfungen nach den §§ 37 und 48 BBiG sowie nach den §§ 31, 39, 45 und 51 a HwO 

oder vergleichbare bundes- oder landesrechtlich geregelte und nicht aufschiebbare 

Prüfungen sowie die zur Durchführung dieser Prüfungen zwingend erforderlichen 

Vorbereitungsmaßnahmen, 

2. Prüfungen, die auf Grundlage einer Verordnung nach den §§ 53, 54 oder 58 BBiG oder 

den §§ 42 oder 42 j HwO vorgenommen werden,  

3. Kurse und Prüfungen der Landeskurse „Sprachziel: Deutsch“,  

4. Kurse und Prüfungen der Integrationskurse, der Berufssprachkurse, der 

Erstorientierungskurse und der MiA-Kurse des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge, einschließlich der Einstufungstests, 

5. Sprachkurse und Prüfungen, die den Zugang zu Hochschulen oder 

Berufsausbildungen in Deutschland ermöglichen (sogenannte Selbstzahlerkurse), 

6. Einbürgerungstests sowie Deutschkurse und Prüfungen, die Voraussetzung sind für 

das Ablegen eines Einbürgerungstests, 
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Erstorientierungskurse und der MiA-Kurse des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge, einschließlich der Einstufungstests, 

5. Sprachkurse und Prüfungen, die den Zugang zu Hochschulen oder 

Berufsausbildungen in Deutschland ermöglichen (sogenannte Selbstzahlerkurse), 

6. Einbürgerungstests sowie Deutschkurse und Prüfungen, die Voraussetzung sind für 

das Ablegen eines Einbürgerungstests, 

7. Alphabetisierungs- und Grundbildungsmaßnahmen, 

8. abschließende Prüfungen an den Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, die den 

Zugang zu Hochschulen ermöglichen, und 

9. Erste-Hilfe-Kurse.  

Auch wenn der Unterricht für die in diesem Absatz geregelten Angebote und Kurse nicht 

mehr in Präsenz stattfinden kann, können kursabschließende Prüfungen in Präsenz 

stattfinden. Für sämtliche nach den Sätzen 1 bis 6 zulässigen Angebote in Präsenzform gilt 

das Hygienekonzept für außerschulische Bildungsmaßnahmen, Aus-, Fort- und 

Weiterbildung; insbesondere gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 

eines vergleichbaren Standards zu tragen ist, und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1. § 1 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 gilt entsprechend, mit der Maßgabe, dass die 

Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Einhaltung der Maskenpflicht durch eine ärztliche 

Bescheinigung glaubhaft zu machen ist, aus der sich mindestens nachvollziehbar ergeben 

muss, auf welcher Grundlage die ärztliche Diagnose gestellt wurde und aus welchen 

Gründen das Tragen einer Maske im konkreten Fall eine unzumutbare Belastung darstellt. 

Für Sport- und Bewegungsangebote in öffentlichen und privaten Einrichtungen außerhalb 

der allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen gilt § 10 entsprechend.  

(3) Absatz 2 Satz 1 und 2 und Satz 5 bis 7 gelten auch für entsprechende Bildungsangebote 

von Einzelpersonen und für Maßnahmen von Dienstleistern, die Leistungen zur 

Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch oder Maßnahmen der 

aktiven Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch umsetzen, sowie für 

arbeitsmarktpolitische Projekte, die aus Landesmitteln oder Mitteln des Europäischen 

Sozialfonds gefördert werden. 

(4) In Präsenzform zulässig sind 

1. die Angebote von Fahrschulen und Bildungsträgern der Berufskraftfahrerqualifikation 

sowie des Gefahrguts, 

2. die Aus- und Weiterbildung der amtlich anerkannten Sachverständigen oder 

Prüferinnen und Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr sowie der Fahrlehrerinnen und 

Fahrlehrer oder deren Auditierung 

3. Fahrsicherheitstraining. 

Es gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 

3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen 

ist. Während des praktischen Unterrichts gilt das Erfordernis des Mindestabstands nicht, 

sofern dieses nicht eingehalten werden kann. Es darf sich nur der für das jeweilige Angebot 

erforderliche Personenkreis im Fahrzeug aufhalten. Die Sätze 1 bis 4 gelten für die Angebote 

von Flug- und Bootsschulen entsprechend. 

(5) Angebote der Kinder- und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit sind unter Beachtung 

des Hygienekonzepts für Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendarbeit und 

Jugendsozialarbeit, das auf der Internetseite der Landesregierung (www.corona.rlp.de) 

veröffentlicht ist, grundsätzlich zulässig. Es gilt grundsätzlich die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 

3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen 

ist. In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz an drei 

aufeinander folgenden Tagen den Schwellenwert von 165 übersteigt, sind ab dem 

übernächsten Tag Angebote der Kinder- und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit nur als 

Einzelangebote zulässig. 

(6) Der außerschulische Musik- und Kunstunterricht ist bei gleichzeitiger Anwesenheit einer 

Lehrperson und einer Musikschülerin oder eines Musikschülers oder bei gleichzeitiger 

Anwesenheit von einer teilnehmenden Person pro angefangene 20 qm Fläche des 

Unterrichtsraums oder der Fläche im Freien in Präsenzform zulässig. Für Tätigkeiten, die zu 

verstärktem Aerosolausstoß führen, wie Gesangsunterricht oder Unterricht für 

Blasinstrumente, gilt in geschlossenen Räumen die Testpflicht nach § 1 Abs. 9. Im Freien ist 

außerschulischer Musik- und Kunstunterricht in Gruppen von bis zu 20 Kindern bis 

einschließlich 14 Jahre und einer Lehrerin oder einem Lehrer zulässig. Es gelten das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, sofern die 

Art der Tätigkeit dies zulässt, und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1. 

In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz an drei 

aufeinander folgenden Tagen den Schwellenwert von 100 übersteigt, ist ab dem 

übernächsten Tag der außerschulische Musik- und Kunstunterricht im Freien nach Satz 3 

auf eine Gruppe von höchstens fünf Kindern beschränkt. Unterschreitet in einem Landkreis 

oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinander folgenden Werktagen die Sieben-Tage-

Inzidenz den Schwellenwert von 50, ist ab dem übernächsten Tag abweichend von Satz 1 

der Musik- und Kunstunterricht in kleinen Gruppen bis zu zehn Personen sowie einer 

Lehrperson im Freien zulässig; hierbei gilt während des gesamten Probenbetriebs das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1. 

 

§ 15 

Kultur 

der Musik- und Kunstunterricht in kleinen Gruppen bis zu zehn Personen sowie einer 

Lehrperson im Freien zulässig; hierbei gilt während des gesamten Probenbetriebs das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1. 

 

§ 15 

Kultur 

 
(1) Öffentliche und gewerbliche Kultureinrichtungen, insbesondere  

1. Kinos, mit Ausnahme von Autokinos, Theater, Konzerthäuser, Kleinkunstbühnen und 

ähnliche Einrichtungen, 

2. Zirkusse und ähnliche Einrichtungen 

sind geschlossen, soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt ist. Der 

Betrieb öffentlicher und gewerblicher Kultureinrichtungen im Freien ist abweichend von Satz 

1 mit bis zu 100 Zuschauerinnen und Zuschauern unter Wahrung   

1. des Abstandsgebots nach § 1 Abs. 2 Satz 1 mit Ausnahme für Personen, die dem 

gleichen Hausstand angehören,  

2. der Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 

oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist,  

3. der Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 und  

4. der Testpflicht nach § 1 Abs. 9  

für die Zuschauerinnen und Zuschauer zulässig. Die Maskenpflicht entfällt am Platz. Jeder 

Zuschauerin und jedem Zuschauer ist anhand eines Sitzplans unter Wahrung des 

Abstandsgebots nach § 1 Abs. 2 Satz 1 ein Sitzplatz personalisiert zuzuteilen; dies ist vom 

Betreiber zu dokumentieren. In Einrichtungen mit einer festen Bestuhlung oder einem festen 

Sitzplan kann das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 durch einen freien Sitzplatz 

zwischen jedem Sitzplatz innerhalb einer Reihe sowie vor und hinter jedem Sitzplatz gewahrt 

werden. Das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 gilt nicht für Personen, die dem gleichen 

Hausstand angehören. 

(2) Unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinander 

folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 50, ist ab dem 

übernächsten Tag abweichend von Absatz 1 Satz 2 der Betrieb von öffentlichen und 

gewerblichen Kultureinrichtungen auch im Innenbereich zulässig. Absatz 1 Satz 2 bis 6 gilt 

entsprechend.  

(3) Der Probenbetrieb der Breiten- und Laienkultur ist unter Wahrung der 

Kontaktbeschränkung nach § 2 Abs. 1 sowie zuzüglich einer anleitenden Person zulässig, 

darüber hinaus im Freien auch bei Anwesenheit einer anleitenden Person in einer Gruppe 

von maximal fünf weiteren teilnehmenden Personen aus verschiedenen Hausständen. In 

geschlossenen Räumen gilt die Testpflicht nach § 1 Abs. 9. Im Freien ist der Probenbetrieb 

für Gruppen von bis zu 20 Kindern bis einschließlich 14 Jahre und einer Person über 14 

Jahre zulässig; es gilt die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1. Im 

Musikbereich gilt das Hygienekonzept Musik im Sinne des § 1 Abs. 11, im übrigen 

Kulturbereich das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 

Satz 4 sowie die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1. Zuschauerinnen und 

Zuschauer sind nicht zugelassen; ausgenommen sind Verwandte ersten und zweiten Grades 

bei der kulturellen Betätigung Minderjähriger. In Landkreisen und kreisfreien Städten, in 

denen die Sieben-Tage-Inzidenz an drei aufeinander folgenden Tagen den Schwellenwert 

von 100 übersteigt, ist ab dem übernächsten Tag der Probenbetrieb im Freien nach Satz 3 

auf Gruppen von bis zu fünf Kindern bis einschließlich 14 Jahre und einer Person über 14 

Jahre beschränkt. Der Auftrittsbetrieb der Breiten- und Laienkultur ist untersagt.  

(4) Unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinander 

folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 50, ist ab dem 

übernächsten Tag der Probenbetrieb der Breiten- und Laienkultur zusätzlich in kleinen 

Gruppen bis zu zehn Personen sowie einer leitenden Person im Freien zulässig; hierbei gilt 

während des gesamten Probenbetriebs das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1. 

(5) Der Probenbetrieb sowie Aufführungen ohne Publikum zur Aufzeichnung oder 

Übertragung von professionellen Kulturangeboten sind unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen zulässig. Der Mindestabstand nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zwischen den 

mitwirkenden Personen kann während der Probe oder Aufführung ohne Publikum 

unterschritten werden; dies gilt nicht für den Probenbetrieb sowie Aufführungen ohne 

Publikum zur Aufzeichnung oder Übertragung von Chören, Gesang, Blasorchestern, 

Posaunenchören und weiteren Ensembles mit Blasinstrumenten. Tätigkeiten, die zu 

verstärktem Aerosolausstoß führen, sollen nach Möglichkeit im Freien stattfinden. 

(6) Museen, Ausstellungen, Gedenkstätten und ähnliche Einrichtungen sind für den 

Publikumsverkehr geöffnet. Zur Steuerung des Zutritts gilt eine Vorausbuchungspflicht. Die 

Anzahl der Personen, die sich zeitgleich auf dem Gelände der Einrichtungen nach Satz 1 

befinden dürfen, ist vorab von der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten der 

Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde zu genehmigen. Es gelten das Abstandsgebot 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass 

eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 

oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist, und die Pflicht zur 

Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1.  

 

Teil 7 
Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen 

§ 16 
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eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 

oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist, und die Pflicht zur 

Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1.  

 

Teil 7 
Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen 

§ 16 

Besuchs- und Zutrittsregelungen für besondere Einrichtungen 

 
(1) Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 bis 7 IfSG, ausgenommen Hospize, dürfen 

nicht für Zwecke des Besuchs von Patientinnen und Patienten betreten werden. 

(2) Über den Zugang zu 

1. Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fachkrankenhäuser für 

Gerontopsychiatrie, 

2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie 

3. kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern, 

jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet die Leitung der jeweiligen 

Einrichtung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Eltern, die ihr minderjähriges Kind besuchen, 

2.  die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner, die 

Verlobte oder den Verlobten, sonstige nahe Angehörige oder nahestehende 

Personen, 

3. Seelsorgerinnen und Seelsorger, die in dieser Funktion die Einrichtung aufsuchen, 

4. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare, die in dieser 

Funktion die Einrichtung aufsuchen, 

5. rechtliche Betreuerinnen und Betreuer, soweit ein persönlicher Kontakt zur Erfüllung 

der ihnen übertragenen Aufgaben nach § 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

erforderlich ist; Bevollmächtigte werden rechtlichen Betreuerinnen und Betreuern 

gleichgestellt, 

6. sonstige Personen, denen aufgrund hoheitlicher Aufgaben Zugang zu gewähren ist, 

7. therapeutische oder medizinisch notwendige Besuche. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Personen, die 

1. enge Kontaktpersonen entsprechend der Definition durch das Robert Koch-Institut 

sind, 

2. bereits mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, 

3. erkennbare Atemwegsinfektionen haben oder  

4. aus einem Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind, für das ein 

erhöhtes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-2 besteht, solange 

deshalb eine Pflicht zur Absonderung besteht; etwaige bundes- oder landesrechtlich 

geregelte Ausnahmen von der Absonderungspflicht sind nicht anwendbar. 

(5) Die Einrichtungen haben, im Einzelfall auch unter Auflagen, Ausnahmen vom 

Betretungsverbot nach Absatz 1 oder von der Einschränkung nach Absatz 4 zuzulassen, 

wenn ein besonderes berechtigtes Interesse vorliegt. Ein besonderes berechtigtes Interesse 

liegt insbesondere bei Begleitung von Schwerkranken oder Sterbenden oder Begleitung von 

Geburten vor. Die Einrichtungen haben die notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen 

zu treffen und deren Einhaltung zu kontrollieren. Minderjährigen unter 16 Jahren und 

Personen mit erkennbaren Atemwegsinfektionen ist der Zutritt zu einer Einrichtung nach 

Absatz 1 untersagt. 

(6) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer in Absatz 1 genannten Einrichtung, die aufgrund 

ihrer Tätigkeit unmittelbaren Kontakt zu den Patientinnen oder Patienten der Einrichtung 

haben und sich nach der Landesverordnung zur Absonderung von mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 infizierten oder krankheitsverdächtigen Personen und deren 

Hausstandsangehörigen und Kontaktpersonen in Absonderung befunden haben, dürfen die 

Einrichtung nach Beendigung der Absonderung nur bei Vorliegen einer 

molekularbiologischen Testung mittels Polymerase-Kettenreaktion auf das Coronavirus 

SARS-CoV-2 (PCR-Test) oder eines PoC-Antigentests durch geschultes Personal mit 

negativem Ergebnis betreten. Der Nachweis nach Satz 1 ist auf Papier oder in einem 

elektronischen Dokument, jeweils in deutscher, englischer oder französischer Sprache zu 

erbringen. Die dem Testergebnis nach Satz 1 zugrunde liegende Abstrichnahme darf  

1. im Fall eines PCR-Tests ab dem ersten Tag der Symptomfreiheit, frühestens jedoch 

am elften Tag der Absonderung, 

2. im Fall eines PoC-Antigentests durch geschultes Personal ab dem ersten Tag der 

Symptomfreiheit, frühestens jedoch am 14. Tag der Absonderung 

vorgenommen worden sein. 

(7) Sofern das Betreten einer in Absatz 1 genannten Einrichtung nach den Bestimmungen 

der Absätze 2, 3 und 5 zulässig ist, muss dennoch durch entsprechende Maßnahmen 

sichergestellt werden, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie andere Personen in den 

jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet werden. Dies beinhaltet insbesondere die 

Sicherstellung der Kontakterfassung von Besucherinnen und Besuchern nach § 1 Abs. 8 

Satz 1.  

 
§ 17 

Krankenhäuser 
 

(1) Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des Landes Rheinland-Pfalz 2019 bis 2025 

sichergestellt werden, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie andere Personen in den 

jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet werden. Dies beinhaltet insbesondere die 

Sicherstellung der Kontakterfassung von Besucherinnen und Besuchern nach § 1 Abs. 8 

Satz 1.  

 
§ 17 

Krankenhäuser 
 

(1) Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des Landes Rheinland-Pfalz 2019 bis 2025 

aufgenommen sind, die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und 

Krankenhäuser mit Versorgungsvertrag nach § 109 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

die zum 29. April 2020 über Intensivbehandlungsbetten mit Beatmungsmöglichkeit verfügen 

und im Register der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und 

Notfallmedizin (DIVI-Register) registriert und gelistet sind, haben ihre 

Intensivbehandlungsbetten mit Beatmungsmöglichkeit im jeweils notwendigen Umfang, 

mindestens jedoch 20 v. H. ihrer jeweiligen Kapazitäten, und die Behandlungskapazitäten 

der Normalversorgung in Isolierstationen im jeweils notwendigen Umfang einschließlich des 

für die Versorgung und Behandlung notwendigen Personals jederzeit für die Versorgung und 

Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung vorzuhalten. 

(2) Sollte ein Anstieg der Reproduktionsrate bei den Infektionen mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 dies nach Feststellung des Ministeriums für Wissenschaft und  Gesundheit 

erforderlich machen, haben die in Absatz 1 genannten Krankenhäuser innerhalb von 72 

Stunden nach dieser Feststellung weitere Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit einschließlich des für die Versorgung und Behandlung notwendigen 

Personals für die Versorgung und Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer 

COVID-19-Erkrankung zu organisieren und vorzuhalten sowie die nicht medizinisch 

notwendigen planbaren Leistungen nach Maßgabe der Weisung des Ministeriums zu 

reduzieren.  

(3) Die Krankenhäuser erstellen individuelle Organisationskonzepte, die eine dynamische 

Anpassung der Kapazitäten an das Infektionsgeschehen zulassen, und geben diese dem 

Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit bekannt. 

(4) Die Koordination in den fünf Versorgungsgebieten gemäß Krankenhausplan des Landes 

Rheinland-Pfalz 2019 bis 2025, ein kontinuierliches Monitoring des Infektionsgeschehens, 

insbesondere der aktuellen Entwicklung der Infektionszahlen und der Reproduktionszahl der 

Informationen des DIVI-Registers, sowie der ständige Informationsaustausch mit den 

kooperierenden Krankenhäusern in den fünf Versorgungsgebieten erfolgen, in enger 

Abstimmung mit dem Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit, weiterhin durch die 

Krankenhäuser der Maximal- und Schwerpunktversorgung, denen dies durch Bescheid des 

Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie vom 30. März 2020 als 

besondere Aufgabe zugewiesen wurde. 

 

§ 18 

Erfassung von Behandlungskapazitäten 

 
(1) Zur zentralen landesweiten Information der Landesregierung und zur Koordination der 

Behandlungskapazitäten erfassen alle in der Versorgung von Patientinnen und Patienten mit 

einer COVID-19-Erkrankung tätigen Einrichtungen fortlaufend, mindestens einmal täglich, 

die COVID-19-Fallzahlen, die belegten und verfügbaren Intensivbetten sowie die belegten 

und verfügbaren Beatmungsplätze und melden diese Daten elektronisch an das 

Informationssystem „Zentrale Landesweite Behandlungskapazitäten (ZLB)“ der Länder 

Rheinland-Pfalz und Saarland und an das COVID-19-Register Rheinland-Pfalz. 

(2) Die Leitungen von Einrichtungen nach Absatz 3, die Geräte, welche zur invasiven oder 

nicht invasiven Beatmung von Menschen geeignet sind (Beatmungsgeräte), besitzen, sind 

verpflichtet, unverzüglich dem für ihre Einrichtung zuständigen Gesundheitsamt Folgendes 

zu melden:  

1. den Namen und die Anschrift der Einrichtung, 

2. die Anzahl ihrer Beatmungsgeräte, 

3. den Hersteller und die Typenbezeichnung ihrer Beatmungsgeräte, 

4. Angaben zur Funktionsfähigkeit ihrer Beatmungsgeräte, 

5. Ansprechpersonen und Kontaktdaten, sodass eine jederzeitige Erreichbarkeit der 

Einrichtung sichergestellt ist, sowie 

6. jede Änderung hinsichtlich der gemeldeten Angaben zu den Nummern 1 bis 5. 

Die in Absatz 3 Nr. 4 und 5 genannten Einrichtungen sind von der Meldepflicht nach Satz 1 

befreit, soweit sie diese Angaben bereits in anderer geeigneter Form dem Ministerium für 

Wissenschaft und Gesundheit zur Verfügung stellen.  

(3) Einrichtungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 sind insbesondere: 

1. Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

2. stationäre und ambulante Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 

3. Dialyseeinrichtungen, 

4. zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

5. Privatkrankenanstalten nach § 30 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung, soweit diese 

nicht zugleich ein zugelassenes Krankenhaus nach § 108 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch sind, 
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6. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in Nummer 1 bis 5 

genannten Einrichtungen oder mit Krankenhäusern vergleichbar sind, 

7. Einrichtungen für ambulante Entbindungen nach § 24 f des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, 

8. Arztpraxen und Zahnarztpraxen, 

9. Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 

10. Tierkliniken und ähnliche Einrichtungen, 

11. Sanitätshäuser sowie 

12. Kranken- und Pflegekassen. 

(4) Die Gesundheitsämter sind verpflichtet, Meldungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 

unverzüglich dem Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit weiterzuleiten. 

 

Teil 8 
Aufnahmeeinrichtungen für Asylbegehrende,  

Ausnahmen von der Absonderungspflicht und 
gruppenbezogene Maßnahmen 

 

§ 19 

Aufnahmeeinrichtungen für Asylbegehrende des Landes 

 

 

(1) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahmeeinrichtung 

für Asylbegehrende des Landes aufgenommen werden, sind verpflichtet, sich in eine 

zugewiesene Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von zehn Tagen ständig 

dort abzusondern. Sofern es sich um Personen handelt, die sich in den letzten zehn Tagen 

vor ihrer Aufnahme nach Satz 1 in einem Virusvariantengebiet nach § 2 Nr. 3 Buchst. b der 

Coronavirus-Einreiseverordnung vom 12. Mai 2021 (BAnzAT 12.05.2021 V1) in der jeweils 

geltenden Fassung aufgehalten haben, beträgt die Dauer der Absonderung abweichend von 

Satz 1 14 Tage. Den in den Sätzen 1 und 2 genannten Personen ist es, solange eine Pflicht 

zur Absonderung besteht, nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht 

ihrem Hausstand angehören.  

(2) Die nach § 47 des Asylgesetzes in einer solchen Aufnahmeeinrichtung wohnpflichtigen 

Personen sind beim Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-Instituts 

hinweisen, verpflichtet, den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber unverzüglich zu 

informieren, sich in eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben und sich dort bis 

zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 ständig abzusondern. Die Aufnahmeeinrichtung hat das zuständige Gesundheitsamt 
hierüber unverzüglich zu informieren. Die Aufnahmeeinrichtung kann den betroffenen 

Personen jederzeit neue Unterbringungsbereiche zuweisen und Ausnahmen von den 

Verpflichtungen der Sätze 1 und 2 zulassen. 

(3) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahmeeinrichtung 

für Asylbegehrende des Landes aufgenommen werden, haben unmittelbar nach der 

Aufnahme auf Anforderung des zuständigen Gesundheitsamts oder der 

Aufnahmeeinrichtung einen Testnachweis nach § 2 Nr. 6 der Coronavirus-

Einreiseverordnung vorzulegen. Wird ein solcher Testnachweis nicht vorgelegt, sind die 

genannten Personen verpflichtet, die ärztliche Untersuchung auf das Vorliegen einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu dulden. Dies umfasst auch eine 

molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 einschließlich einer Abstrichnahme zur Gewinnung des Probenmaterials. 

 

§ 20 

Ausnahmen von der Pflicht 

zur Absonderung von Einreisenden 

 

Anträge auf Befreiung von der Pflicht zur Absonderung nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 der 

Coronavirus-Einreiseverordnung gelten  

1. für Personen, die sich weniger als 72 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten 

haben, 

2. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte für Personen, die 

beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der 

Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren oder 

3. für Personen, die mit den in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 4, 7, 10 und 11 und Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 Buchst. a bis c der Coronavirus-Einreiseverordnung benannten Personen in 

einem gemeinsamen Hausstand leben und mit diesen gemeinsam einreisen, 

als gestellt und genehmigt, sofern sich diese Personen nicht zu einem beliebigen Zeitpunkt 

in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als 

Virusvariantengebiet nach § 2 Nr. 3 Buchst. b der Coronavirus-Einreiseverordnung 

eingestuftem Gebiet aufgehalten haben.  

 

§ 21 

Gruppenbezogene Maßnahmen 

 

Bei besonderen gruppenbezogenen Arbeits- und Unterbringungssituationen, insbesondere 

in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als 

Virusvariantengebiet nach § 2 Nr. 3 Buchst. b der Coronavirus-Einreiseverordnung 

eingestuftem Gebiet aufgehalten haben.  

 

§ 21 

Gruppenbezogene Maßnahmen 

 

Bei besonderen gruppenbezogenen Arbeits- und Unterbringungssituationen, insbesondere 

bei Saisonarbeitskräften, die in Gruppen arbeiten und wohnen oder zum Zwecke der 

Aufnahme einer Tätigkeit in einer Gruppe anreisen, hat der Arbeitgeber die Arbeitsaufnahme 

vor ihrem Beginn bei der zuständigen Behörde anzuzeigen. Der Arbeitgeber hat 

gruppenbezogen besondere betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur 

Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe nach den derzeit einschlägigen fachlichen 

Standards, insbesondere nach Maßgabe der zuständigen Berufsgenossenschaft, zu 

ergreifen und diese zu dokumentieren. Die zuständige Behörde hat die Einhaltung zu 

überprüfen. Zimmer dürfen nur mit höchstens der halben sonst üblichen Belegungskapazität 

belegt werden; diese Einschränkung gilt nicht für Familien.  

 

Teil 9 
Allgemeinverfügungen, Bekanntmachungspflichten 

 
§ 22 

Allgemeinverfügungen 

 

(1) Allgemeinverfügungen der Kreisverwaltungen, in kreisfreien Städten der 

Stadtverwaltungen als Kreisordnungsbehörden, zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-

CoV-2 nach dem Infektionsschutzgesetz sind im Einvernehmen mit dem für die 

gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium zu erlassen. Sofern 

Allgemeinverfügungen nach Satz 1 auch Regelungen enthalten, die Schulen oder 

Kindertagesstätten betreffen, sind diese vorab mit den zuständigen Aufsichtsbehörden 

abzustimmen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Allgemeinverfügungen, die den örtlichen und zeitlichen Umfang 

einer Maskenpflicht gemäß § 1 Abs. 3 Satz 3 regeln.  

(3) Landkreise und kreisfreie Städte können im Einvernehmen mit dem für die 

gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium durch Allgemeinverfügungen 

ausgewählte Modellprojekte unter wissenschaftlicher Begleitung zulassen, die von den 

Bestimmungen dieser Verordnung abweichende Regelungen enthalten. Im Rahmen des 

Modellprojekts nach Satz 1 müssen insbesondere Regelungen über die lückenlose 

Vornahme von Testungen auf das Vorliegen des Coronavirus SARS-CoV-2, die 

Nachverfolgung von Infektionsketten, Zugangsregulierungen zu Einrichtungen sowie die 

Kontrolle dieser Maßnahmen vorgesehen werden. Die Allgemeinverfügungen nach Satz 1 

sind unverzüglich aufzuheben, wenn die Sieben-Tage-Inzidenz des Landkreises oder der 

kreisfreien Stadt an drei aufeinander folgenden Tagen den Schwellenwert von 100 

übersteigt. Die Allgemeinverfügungen nach Satz 1 sind ebenfalls aufzuheben, wenn die 

festgeschriebenen Regelungen nach Satz 2 nicht eingehalten werden. 

 

§ 23 

Bekanntmachungspflichten 

 

(1) Landkreise und kreisfreie Städte, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz an drei aufeinander 

folgenden Tagen einen der Schwellenwerte des § 28 b IfSG von 100, 150 oder 165 

überstiegen hat, haben dies in geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen; zugleich ist 

bekannt zu machen, ab wann die Maßnahmen des § 28 b IfSG gelten. Gleiches gilt bei 

Unterschreiten der Schwellenwerte nach Satz 1 an fünf aufeinander folgenden Werktagen 

gemäß § 28 b Abs. 2 und 3 Satz 6 und 8 IfSG; zugleich ist bekannt zu machen, ab wann die 

Maßnahmen des § 28 b IfSG nicht mehr gelten.  

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt für Maßnahmen, die in dieser Verordnung angeordnet werden und 

die das Überschreiten einer in dieser Verordnung bestimmten Sieben-Tage-Inzidenz an drei 

aufeinander folgenden Tagen voraussetzen, entsprechend. 

(3) Werden in dieser Verordnung Maßnahmen angeordnet, die das Überschreiten einer in 

dieser Verordnung bestimmten Sieben-Tage-Inzidenz an drei aufeinander folgenden Tagen 

voraussetzen, und unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt ab dem 

Eintreten dieser Maßnahmen an fünf aufeinander folgenden Werktagen die Sieben-Tage-

Inzidenz diesen Wert, so treten diese Maßnahmen an dem übernächsten Tag außer Kraft. 

Sonn- und Feiertage unterbrechen nicht die Zählung der nach Satz 1 maßgeblichen Tage. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Werden in dieser Verordnung Maßnahmen angeordnet, die das Unterschreiten einer in 

dieser Verordnung bestimmten Sieben-Tage-Inzidenz an fünf aufeinander folgenden 

Werktagen voraussetzen, und überschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt 

ab dem Eintreten dieser Maßnahmen an drei aufeinander folgenden Tagen die Sieben-Tage-

Inzidenz diesen Wert, so treten diese Maßnahmen an dem übernächsten Tag außer Kraft. 

Sonn- und Feiertage unterbrechen nicht die Zählung der nach Satz 1 maßgeblichen Tage. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

 

Teil 10 
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Sonn- und Feiertage unterbrechen nicht die Zählung der nach Satz 1 maßgeblichen Tage. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

 

Teil 10 
Bußgeldbestimmungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
 

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1 a Nr. 24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 1 das Abstandsgebot nicht einhält, 

2. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht 

einhält, 

3. entgegen § 1 Abs. 5 Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

4. entgegen § 1 Abs. 8 Satz 1 Halbsatz 2 Kontaktdaten nicht wahrheitsgemäß angibt oder 

Kontaktdaten angibt, die eine Kontaktnachverfolgung nicht ermöglichen, 

5. entgegen § 1 Abs. 9 Satz 5 eine Bestätigung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 

abgibt, 

6. entgegen § 1 Abs. 9 Satz 8 einer Besucherin oder einem Besucher Zutritt zu einer 

Einrichtung ohne Testnachweis gewährt, 

7. die Personenbegrenzung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 nicht einhält, 

8. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 3 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

9. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 nicht 

einhält, 

10. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 3 oder Satz 4 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht 

einhält, 

11. entgegen § 2 Abs. 7 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

12. entgegen § 2 Abs. 7 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

13. entgegen § 2 Abs. 8 eine untersagte Veranstaltung oder Zusammenkunft von Personen 

zulässt oder an einer solchen teilnimmt, 

14. entgegen § 4 eine der genannten Einrichtungen öffnet oder Veranstaltungen 

durchführt, 

15. entgegen § 5 Satz 2 und 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht 

nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 nicht 

einhält, 

16. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

17. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

18. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

19. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

20. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 1 die Testpflicht nicht einhält 

21. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 ein Testkonzept nicht vorhält oder einhält, 

22. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 2 die notwendigen Hygiene- und Schutzmaßnahmen 

unterlässt, 

23. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 3 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

24. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 eine gastronomische Einrichtung öffnet, 

25. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 3 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 

nicht einhält, 

26. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt oder ein 

Hygienekonzept nicht vorhält oder einhält, 

27. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 

Satz 1, die Vorausbuchungspflicht oder die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

28. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 3 nicht sicherstellt, dass die Bewirtung ausschließlich an 

Tischen erfolgt oder die Kontaktbeschränkung nach § 2 Abs. 1 nicht einhält, 

29. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 6 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

30. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

31. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 4 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

32. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 6 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

33. entgegen § 7 Abs. 4 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

34. entgegen § 8 Abs. 2 die Beherbergung von Personen, denen der Aufenthalt im 

öffentlichen Raum nach § 2 Abs. 1 nicht gestattet ist, in einer Wohneinheit erlaubt, eine 

Einrichtung öffnet, deren Wohneinheit nicht über eine eigene sanitäre Einrichtung 

verfügt, Gemeinschaftseinrichtungen öffnet, Angebote von Sport- und 

Freizeitaktivitäten, Wellnessangebote sowie Gruppenangebote mit Freizeitcharakter 

zulässt oder kein Hygienekonzept vorhält, 

35. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 1 die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 

nicht einhält, 

Einrichtung öffnet, deren Wohneinheit nicht über eine eigene sanitäre Einrichtung 

verfügt, Gemeinschaftseinrichtungen öffnet, Angebote von Sport- und 

Freizeitaktivitäten, Wellnessangebote sowie Gruppenangebote mit Freizeitcharakter 

zulässt oder kein Hygienekonzept vorhält, 

35. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 1 die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 

nicht einhält, 

36. entgegen § 8 Abs. 4 Satz 1 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

37. entgegen § 8 Abs. 4 Satz 2 durch Steuerung des Zutritts Ansammlungen von Personen 

nicht vermeidet, 

38. entgegen § 8 Abs. 5 die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

39. entgegen § 8 Abs. 6 Satz 2 die Versorgung der Gäste nicht kontaktarm ausgestaltet, 

40. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1 und 2 die allgemeinen Schutzmaßnahmen nicht beachtet, 

insbesondere die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält; dies gilt nicht für 

Schülerinnen und Schüler, die gemäß § 69 SchulG oder § 33 PrivSchG befördert 

werden, 

41. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 3 ohne Trennvorrichtung einen Fahrscheinverkauf ermöglicht, 

42. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 4 alkoholische Getränke verkauft oder verzehrt, 

43.  entgegen § 9 Abs. 3 die dort genannten Angebote durchführt, 

44. entgegen § 9 Abs. 4 Satz 1 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

45. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 ein dort genanntes Training oder einen dort genannten 

Wettkampf durchführt, 

46. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 die dort genannte Personenbeschränkung nicht 

einhält, 

47. entgegen § 10 Abs. 2 Nr. 1 Halbsatz 1 und 2 den Mindestabstand, die Pflicht zur 

Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1, die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 oder die 

Personenbegrenzung nicht einhält, 

48. entgegen § 10 Abs. 2 Nr. 2 die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 

nicht einhält, 

49. entgegen § 10 Abs. 2 Nr. 3 Zuschauerinnen und Zuschauer zulässt, 

50. entgegen § 10 Abs. 2 Nr. 4 Gemeinschafträume nutzt oder deren Nutzung zulässt, 

51. entgegen § 10 Abs. 2 Nr. 5 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

52. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

53. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 2 kein Hygienekonzept vorhält, 

54. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 3 Einrichtungen öffnet, 

55. entgegen § 10 Abs. 4 Sport in gedeckten Sportanlagen ausübt, 

56. entgegen § 10 Abs. 5 Satz 1 die dort genannte Personenbeschränkung nicht einhält, 

57. entgegen § 10 Abs. 5 Satz 2 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

58. entgegen § 10 Abs. 6 Satz 1 Training und Wettkämpfe durchführt, ohne dass ein 

Hygienekonzept vorliegt oder bei Vorliegen eines solchen gegen dieses verstößt, 

59. entgegen § 10 Abs. 6 Satz 2 die Personenbegrenzung nicht einhält, 

60. entgegen § 10 Abs. 6 Satz 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 

Satz 1 oder die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

61. entgegen § 10 Abs. 6 Satz 5 Halbsatz 1 Sitzplätze nicht personalisiert zuteilt, 

62. entgegen § 11 Abs. 1 die dort genannten Einrichtungen öffnet, 

63. entgegen § 11 Abs. 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht 

nach § 1 Abs. 3 Satz 4, die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 oder 

die Vorausbuchungspflicht nicht einhält, 

64. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 

Satz 1, die Vorausbuchungspflicht oder die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

65. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 2 die Vorausbuchungspflicht nicht einhält, 

66. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 3 die Genehmigung der örtlich zuständigen Behörde nicht 

einholt, 

67. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 4 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

68. entgegen § 11 Abs. 5 Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

69. entgegen § 13 Abs. 4 Satz 1 die Inanspruchnahme des Einrichtungsbetriebs durch eine 

Person veranlasst, die mit einer engen Kontaktperson, die selbst eine Symptomatik 

einer COVID-19-Erkrankung aufweist, in einem Haushalt lebt, 

70. entgegen § 13 Abs. 5 Satz 1 oder Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht 

einhält, 

71. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

72. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

73. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 oder Abs. 3 die Personenbeschränkung nicht 

einhält, 

74. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 5 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

75. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 7 das Hygienekonzept für außerschulische 

Bildungsmaßnahmen, Aus-, Fort- und Weiterbildung, das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 

2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung 

nach § 1 Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

76. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 9 die gebotenen Maßnahmen unterlässt, 

77. entgegen § 14 Abs. 3 die gebotenen Maßnahmen unterlässt, 

78. entgegen § 14 Abs. 4 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 
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75. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 7 das Hygienekonzept für außerschulische 

Bildungsmaßnahmen, Aus-, Fort- und Weiterbildung, das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 

2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung 

nach § 1 Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

76. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 9 die gebotenen Maßnahmen unterlässt, 

77. entgegen § 14 Abs. 3 die gebotenen Maßnahmen unterlässt, 

78. entgegen § 14 Abs. 4 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

79. sich entgegen § 14 Abs. 4 Satz 4 im Fahrzeug aufhält, 

80. entgegen § 14 Abs. 4 Satz 5 die gebotenen Maßnahmen unterlässt, 

81. entgegen § 14 Abs. 5 Satz 1 das Hygienekonzept der Kinder- und Jugendarbeit und 

Jugendsozialarbeit nicht einhält, 

82. entgegen § 14 Abs. 5 Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

83. entgegen § 14 Abs. 5 Satz 3 Angebote mit mehreren Teilnehmerinnen oder 

Teilnehmern zulässt, 

84. entgegen § 14 Abs. 6 Satz 1, Satz 3, Satz 5 oder Satz 6 die dort genannte 

Personenbeschränkung nicht einhält, 

85. entgegen § 14 Abs. 6 Satz 2 die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

86. entgegen § 14 Abs. 6 Satz 4 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

87. entgegen § 15 Abs. 1 Satz1 eine dort genannte Kultureinrichtung öffnet, 

88. entgegen § 15 Abs. 1 Satz 2 die Personenbegrenzung nicht einhält, 

89. entgegen § 15 Abs. 1 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 

Satz 1 oder die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

90. entgegen § 15 Abs. 1 Satz 4 Sitzplätze nicht personalisiert zuteilt, 

91. entgegen § 15 Abs. 2 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

92. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 1 die Kontaktbeschränkung nach § 2 Abs. 1 nicht einhält, 

93. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 2 die Testpflicht nach § 1 Abs. 9 nicht einhält, 

94. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 3 oder Satz 6 die Personenbeschränkung oder die Pflicht 

zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

95. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 4 das Hygienekonzept Musik, das Abstandsgebot nach § 1 

Abs. 2 Satz 1 oder die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

96. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 5 Zuschauerinnen oder Zuschauer zulässt, 

97. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 7 einen Auftritt durchführt, 

98. entgegen § 15 Abs. 4 die dort genannte Personenbegrenzung oder das Abstandsgebot 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1 nicht einhält, 

99. entgegen § 15 Abs. 5 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

100. entgegen § 15 Abs. 6 Satz 2 die Vorausbuchungspflicht nicht einhält, 

101. entgegen § 15 Abs. 6 Satz 3 die Genehmigung der örtlich zuständigen Behörde nicht 

einholt, 

102. entgegen § 15 Abs. 5 Satz 4 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

103. entgegen § 16 Abs. 1 eine dort genannte Einrichtung betritt, 

104. entgegen § 16 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 1 eine dort genannte Einrichtung betritt, 

105. entgegen § 16 Abs. 5 Satz 3 die notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen 

unterlässt oder deren Einhaltung nicht kontrolliert, 

106. entgegen § 16 Abs. 5 Satz 4 in Verbindung mit Abs. 1 eine dort genannte Einrichtung 

betritt, 

107. entgegen § 16 Abs. 6 Satz 1 eine Einrichtung betritt oder deren Betreten veranlasst, 

108. entgegen § 16 Abs. 7 die entsprechenden Maßnahmen unterlässt, 

109. entgegen § 17 Abs. 1 die erforderlichen Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit sowie die Behandlungskapazitäten der Normalversorgung in 

Isolierstationen einschließlich des für die Versorgung und Behandlung notwendigen 

Personals nicht vorhält, 

110. entgegen § 17 Abs. 2 die weiteren Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit einschließlich des für die Versorgung und Behandlung 

notwendigen Personals nicht organisiert und vorhält, 

111. entgegen § 18 Abs. 1 die erforderliche Meldung unterlässt, 

112. entgegen § 18 Abs. 2 eine Meldung unterlässt, 

113. sich entgegen § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht in eine zugewiesene Unterkunft begibt oder sich 

dort nicht absondert,  

114. entgegen § 19 Abs. 2 Satz 1 bei Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 

Robert-Koch-Instituts hinweisen, den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber nicht 

unverzüglich informiert oder sich nicht in die zugewiesene Unterkunft begibt und sich 

dort bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 absondert, 

115. entgegen § 19 Abs. 3 Satz 2 eine Untersuchung nicht duldet, 

116. entgegen § 21 Satz 1 die Arbeitsaufnahme der zuständigen Behörde nicht anzeigt, 

117. entgegen § 21 Satz 2 keine besonderen betrieblichen Hygienemaßnahmen und 

Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe vornimmt oder 

diese nicht dokumentiert, 

118. entgegen § 21 Satz 4 die Belegungskapazität der Zimmer nicht halbiert. 

§ 74 IfSG bleibt unberührt. 

116. entgegen § 21 Satz 1 die Arbeitsaufnahme der zuständigen Behörde nicht anzeigt, 

117. entgegen § 21 Satz 2 keine besonderen betrieblichen Hygienemaßnahmen und 

Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe vornimmt oder 

diese nicht dokumentiert, 

118. entgegen § 21 Satz 4 die Belegungskapazität der Zimmer nicht halbiert. 

§ 74 IfSG bleibt unberührt. 

 

§ 25 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 21. Mai 2021 in Kraft und mit Ablauf des 1. Juni 2021 außer Kraft.  

 

 

Mainz, den 19. Mai 2021 

 
 

Der Minister 

für Wissenschaft und Gesundheit 

Sonstige amtliche Mitteilungen

Der Einreicher ist für die vom ihm an das Amtsblatt zur Veröffentli-
chung eingereichten Inhalte selbst verantwortlich. Der Einreicher 
stellt die Verbandsgemeinde Landstuhl von allen Ansprüchen 
frei, die Dritte gegen die Verbandsgemeinde Landstuhl wegen 
der Verletzung eigener Rechte durch Inhalte des Einreichers 
geltend machen. Im Falle einer erfolgreichen Inanspruchnahme 
durch Dritte ist der Einreicher zum Ersatz des Schadens verpflich-
tet, der der Verbandsgemeinde Landstuhl dadurch entsteht. 
Dazu zählen auch Kosten der Rechtsverfolgung.

Übersicht 21. Corona-
Bekämpfungsverordnung

Die 21. CoBeLVO ist am 21. Mai 2021 in Kraft getreten. Mit der Ver-
ordnung wird die zweite Stufe des Perspektivplans Rheinland-Pfalz 
umgesetzt. Die Verordnung enthält folgende Änderungen:

· Zulässig sind jetzt auch kulturelle Veranstaltungen und 
Zuschauer beim Sport jeweils im Freien mit Test. Hier liegt die 
Obergrenze bei 100 Personen, die feste Sitzplätze haben müssen. 
Bei den Sitzplätzen müssen die Abstandsregeln eingehalten wer-
den. Gruppensport kann außen auch wieder mit maximal fünf 
Personen aus maximal fünf Haushalten mit Abstand auch unter 
Anleitung eines Trainers betrieben werden (§ 10)

· Bei einer Inzidenz von unter 50 sind Innengastronomie und 
Kultur in Innenräumen wieder möglich mit Abstand, Test und 
Maske (§ 7 Abs. 4, § 15 Abs. 2)

· Standesamtliche Trauungen
Neu eingefügt: Satz 2 bei § 2 Abs. 6
„Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch weitere 
Personen teilnehmen, wenn sichergestellt ist, dass die Personenbe-
grenzung nach § 1 Abs. 7 eingehalten wird; für diese Personen gilt die 
Testpflicht nach § 1 Abs. 9.“

· Das Alkoholverbot im öffentlichen Raum wurde aufgehoben. 
Insoweit ist nunmehr auch der Straßenverkauf von Alkohol zuläs-
sig (§ 7 Abs. 1 Satz 2)

· Weitere Lockerung bei den Hotel- und Beherbergungsbetrie-
ben, § 8 Abs. 2 Nr.1:
„Einrichtungen nach Absatz 1 dürfen mit der Maßgabe öffnen, 
dass die zur Beherbergung dienenden Wohneinheiten nur von Per-
sonen bewohnt werden, denen der Aufenthalt im öffentlichen Raum 
nach § 2 Abs. 1 erlaubt ist,…“

· § 11 Abs. 3 Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstel-
len und ähnliche Einrichtungen
Bei einer Inzidenz von unter 50 ist der Betrieb von Spielhallen, 
Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche Einrichtun-
gen erlaubt. Es gilt die Test- und Maskenpflicht, Kontakterfas-
sungspflicht, Vorausbuchungspflicht sowie das Abstandsgebot.

· § 13 Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege
Die Maskenpflicht auf dem Außengelände bei der pädagogi-
schen Interaktion entfällt.

Achtung (Stand 21.05.2021): Seit 23.05.2021 gelten „nur“ noch 
die Bestimmungen nach der aktuellen Landes-Corona-Bekämp-
fungsverordnung im Landkreis Kaiserslautern.
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Müllabfuhrtermine
für die 22. Kalenderwoche 2021

Sickingenstadt Landstuhl

-Stadtteil Atzel-

Sickingenstadt Landstuhl

-Stadtteil Melkerei- 

Landstuhl Stadt Bezirk 2 Dienstag 01. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde Stelzenberg

Breitenau / Maudensteig

Gemeinde Trippstadt

Langensohl

Gemeinde Trippstadt

Neuhöfertal, Meiserthal

Gemeinde Trippstadt

 Wilensteinerhof

Mittwoch 02. Jun 21 Biotonne

Gemeinde Trippstadt Mittwoch 02. Jun 21

Restmülltonne 

Gelber Sack

Biotonne

Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Donnerstag 03. Jun 21

Gemeinde Stelzenberg Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde Queidersbach Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde Schopp Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde Linden Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Landstuhl Stadt Bezirk 1 Dienstag Restmülltonne 

Gelber Sack

01. Jun 21

Gemeinde Kindsbach Dienstag 01. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Dienstag 01. Jun 21

Gemeinde Krickenbach Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

31. Mai 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde  Bann Donnerstag 03. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde Hauptstuhl Freitag 04. Jun 21 Biotonne

Gemeinde Oberarnbach Montag 31. Mai 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Restmülltonne 

Gelber Sack

Dienstag 01. Jun 21 Restmülltonne 

Gelber Sack

Gemeinde Mittelbrunn Montag 

Abfuhrregelung in Wochen mit Feiertag: Fällt der Abfuhrtermin auf 
einen Feiertag, so verschiebt sich diese Abfuhr auf den nächsten oder 
übernächsten Werktag. Alle in der gleichen Woche auf den Feiertag 
folgenden Abfuhren werden entweder am regulären Abfuhrtag oder 
am darauffolgenden Werktag durchgeführt. Somit kann auch sams-
tags nachgefahren werden.

Bann

Ortsbürgermeister stephan mees
Sprechstunde nur nach Terminvereinbarung
E-Mail: info@bann.de
www.bann.de

Ruftaxi in Bann
Nur samstags und sonntags nach Landstuhl
Tel.: 0170/4752835
Bestellung 1 Stunde vor Fahrtbeginn
VRN Wabentarif

Tourist-Information

Tourist-Informationen  
der Verbandsgemeinde Landstuhl  

und Luftkurort Trippstadt

Mountainbikepark Pfälzerwald e.V.
Hauptstraße 22, 67705 Trippstadt
Tel.: 06306/99 23 961
info@mountainbikepark-pfaelzerwald.de, 
www.mountainbikepark-pfaelzerwald.de

Tourist-Information 
der Verbandsgemeinde Landstuhl

Geschäftsstelle Zentrum 
Pfälzerwald Touristik

Hauptstraße 3a, 66849 Landstuhl
Tel.: 06371/13 000 12
tourismus@vglandstuhl.de
www.landstuhl.de

Öffnungszeiten ab Oktober:
Mo-Fr.: 9.00 -12.00 Uhr
Mo, Di, Do, Fr.: 13.00 - 16.00 Uhr

Tourist-Information Luftkurort Trippstadt
Hauptstraße 26, 67705 Trippstadt
Tel.: 06306/3 41, Fax: 06306/15 29
info@trippstadt.de, www.trippstadt.de
Öffnungszeiten:
Mo. - Fr. 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 14.00 Uhr - 16.00 Uhr

Bürger und ihre Umwelt

Öffnungszeiten 
Grünabfallsammelstellen

Bann
April bis November
Mittwoch & Freitag, 17.00 - 19.00 Uhr
Samstag, 13.00 - 17.00 Uhr

Hauptstuhl
April bis November
Freitag, 14.00 bis 18.00 Uhr
Samstag, 12.00 bis 17.00 Uhr

Kindsbach
April bis November
Donnerstag, 17.00 - 19.00 Uhr
Freitag, 15.00 - 17.00 Uhr
Samstag, 13.00 - 17.00 Uhr

Landstuhl
April bis November
Dienstag, 17.00 - 20.00 Uhr
Freitag, 14.00 - 18.00 Uhr
Samstag, 10.00 - 16.00 Uhr

Mittelbrunn
ganzjährig geöffnet

Oberarnbach
ganzjährig geöffnet

Schopp
ganzjährig geöffnet

Trippstadt
April & Mai
Mittwoch, 16.00 - 19.00 Uhr
Freitag, 14.00 - 17.00 Uhr
Samstag, 11.00 - 17.00 Uhr

Queidersbach/Linden/Krickenbach
April bis Oktober
Dienstag, 16.00 bis 19.00 Uhr
Freitag, 15.00 bis 19.00 Uhr
Samstag, 10.00 bis 16.00 Uhr

Privatwaldbetreuer Daniel Büffel
Landesforsten Rheinland-Pfalz
Rufnummer: 0152-28850995
E-Mail: daniel.bueffel@wald-rlp.de
Zurzeit findet keine Sprechstunde in Hermersberg statt.
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§ 6
Über- und außerplanmäßige aufwendungen  

und auszahlungen
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Aus-
zahlungen gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Ein-
zelfall 10.000,00 euro überschritten sind.

§ 7
Wertgrenze für investitionen

Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 10.000,00 euro sind in 
der Investitionsübersicht einzeln darzustellen.

Hauptstuhl, 18.05.2021
gez. Bosch

Ortsbürgermeister
Hinweis: Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die nach § 95 Abs. 4 GemO erforderlichen Genehmigungen der Auf-
sichtsbehörde zu Festsetzungen der §§ 2 und 3 der Haushaltssat-
zung sind erteilt. Sie haben folgenden Wortlaut:
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforder-
lich ist, wird in Höhe von 300,00 € gemäß §§ 95 Abs. 4 und 103 Abs. 2 
GemO staatsaufsichtlich genehmigt. Der Gesamtbetrag der Kredite, 
für den bereits in früheren Jahren eine Kreditgenehmigung erteilt 
worden war, der jedoch in dem in § 103 Abs. 3 GemO bestimmten 
Zeitraum nicht aufgenommen wurde und dessen Aufnahme zur 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men noch erforderlich ist, wird in Höhe von 951.730,00 € gemäß §§ 
95 Abs. 4 und 103 Abs. 2 GemO staatsaufsichtlich genehmigt.
Für alle Auszahlungen aus Investitionstätigkeit bleiben vorliegend 
die Vorschriften aus VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO zu beachten. Vor der 
Mittelinanspruchnahme ist der Ausnahmetatbestand unter Anle-
gung strenger Maßstäbe festzustellen und zu dokumentieren.
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme von 27.05.2021 bis ein-
schließlich 07.06.2021 während den Dienststunden montags bis 
mittwochs 8.30 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr, donnerstags 
durchgehend von 8.00 bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 bis 12.00 
Uhr im Rathaus, Zimmer 206, öffentlich aus. Zur Einsichtnahme in den 
Haushaltsplan ist ein Termin unter der Telefonnummer 06371/83456 
oder unter der E-Mail-Adresse Buergerhaushalt@landstuhl.de zu ver-
einbaren. Außerdem steht der Haushaltsplan für das Jahr 2021 im 
Internet unter www.landstuhl.de zur Einsichtnahme bereit.
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung wird darauf hingewiesen, 
dass Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntgabe als von Anfang an 
gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn
a) die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind, oder

b) vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung unter Bezeich-
nung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verletzung nach 
§ 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 Gemeindeordnung geltend gemacht, so 
kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen.

Landstuhl, 18.05.2021
gez. Dr. Degenhardt

Bürgermeister

Kindsbach

Ortsbürgermeister Knut böhlke
Sprechstunde nur nach Terminvereinbarung
www.kindsbach.de

schüler- und seniorentisch der 
gemeinde Kindsbach

Montag - Freitag in der Zeit von 11.45 - 14.00 Uhr im Alten Pfarr-
heim; Anmeldung von Montag bis Freitag unter: 0173/4056700

Hauptstuhl
Ortsbürgermeister gerald Frank bosch
Sprechstunde nur nach Terminvereinbarung
Tel. 0171  2029305

Öffentliche Bekanntmachungen

Haushaltssatzung der Ortsgemeinde 
Hauptstuhl für das Haushaltsjahr 2021

Der Gemeinderat hat am 22.03.2021 aufgrund der §§ 95 ff. der 
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994 (GVBl. S. 
153), in der jeweils geltenden Fassung, folgende Haushaltssatzung 
beschlossen, die nach Vorlage bei der Kreisverwaltung Kaiserslautern 
als Aufsichtsbehörde vom 17.05.2021 hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1
ergebnis- und Finanzhaushalt

Festgesetzt werden
1. im ergebnishaushalt
der Gesamtbetrag der Erträge auf �  1.829.400,00 €
der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf �  2.085.180,00 €
der Jahresfehlbetrag auf �  255.780,00 €
2. im Finanzhaushalt
der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf �  -242.870,00 
€
die Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten auf �  10.000,00 €
die Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten auf �  10.300,00 €
der Saldo der Ein- und Auszahlungen
aus Investitionstätigkeiten auf �  -300,00 €
der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus
Finanzierungstätigkeiten auf �  243.170,00 €

§ 2
gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men erforderlich ist, wird festgesetzt für
zinslose Kredite auf �  0 €
verzinste Kredite auf �  952.030 €
zusammen auf �  952.030 €

§ 3
gesamtbetrag der vorgesehenen ermächtigungen

Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Ver-
pflichtungen, die in künftigen Haushaltsjahren zu Auszahlungen für 
Investitionen und Investitionsmaßnahmen (Verpflichtungsermächti-
gungen) führen können, wird festgesetzt auf 0,00 €.
Die Summe der Verpflich.tungsermächtigungen, für die in den künf-
tigen Haushaltsjahren voraussichtlich Investitionskredite aufgenom-
men werden müssen, beläuft sich auf 0,00 €.

§ 4
steuersätze

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festge-
setzt:
1. grundsteuer
a) Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftliche
Betriebe auf �  450 v.H.
b) Grundsteuer B für Grundstücke auf �  450 v.H.
2. Gewerbesteuer auf �  400 v.H.
3. Hundesteuer für den ersten Hund auf �  36,00 €
für den zweiten Hund auf �  48,00 €
für jeden weiteren Hund auf �  60,00 €
für gefährliche Hunde auf �  240,00 €
Die Steuerhebesätze werden aufgrund der Hebesatzsatzung vom 
08.05.2017 in der Haushaltssatzung nur deklaratorisch dargestellt.

§ 5
eigenkapital

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2019 beträgt 1.198.595,58 
Euro. Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2020 
beträgt 1.072.915,58 Euro und zum 31.12.2021 817.135,58 Euro.
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Burg Nanstein
Burgweg, 66849 Landstuhl

Öffnungszeiten:
Jan. - März: 10.00 - 16.00 Uhr
April - Sept.: 09.00 - 18.00 Uhr
Okt. - Nov.: 10.00 - 16.00 Uhr
Dezember geschlossen
Montags geschlossen (außer an Fei-
ertagen)

Letzter Burgeintritt ist 30 Minuten vor Burgschließung.
Bei Schnee- und Eisglätte ist die Burg Nanstein geschlossen.
Bitte erkundigen Sie sich im Zweifelsfall unter der Telefonnum-
mer 0152-57964547 oder 06371-13460.
Gästeführungen können bei der Tourist-Information der Ver-
bandsgemeinde Landstuhl, Hauptstr. 3a (Bürgerhaus), 66849 
Landstuhl, Telefon: 06371 / 130 00 12 , Telefax: 06371 / 130 03 59, 
E-Mail: tourismus@vglandstuhl.de, angefragt werden.

Sonstige amtliche Mitteilungen

Wochenmarkt der Sickingenstadt 
Landstuhl

Jeden Freitag von 07.00 bis 13.00 Uhr auf dem Lothar-Sander-
Platz vor der Stadthalle.

Aktuell – Ansprechend – Attraktiv

Landstuhler Stadtbücherei: Besuche 
und Öffnungszeiten

(Pixabay)
Liebe Leserinnen und Leser der Stadtbücherei Landstuhl, auf-
grund der Pandemielage (21. Corona Verordnung RLP) dürfen 
wir wieder Besucher/innen in die Stadtbücherei einlassen! 
Weiterhin mit Maskenpflicht (FFP2 / KN95/N95), Abstands-
gebot und beschränkter Personenzahl - max. 3 Personen. Wir 
freuen uns auf Sie!
Unverändert bleibt die Rückgabe und Abholung von vorbestell-
ten Medien während unserer Öffnungszeiten ohne Termin zu den 
Öffnungszeiten möglich:
1. Reservieren telefonisch oder per Online-Katalog „Findus“ 

https://landstuhl.buchabfrage.de
2. Abholung von Medien am darauffolgenden Öffnungstag in 

der Stadtbücherei.
3. Papiertaschen werden von uns zur Verfügung gestellt.
4. Aktuell entstehen keine Mahn-oder Säumnisgebühren. Alle 

Rückgabedaten werden automatisch verschoben. Infos gerne 
telefonisch oder per Mail. Sie können auch über unser Findus-
Portal verlängern.

5. Alle Infos auch direkt auf unserer Homepage www.stadtbue-
cherei-landstuhl.de oder per Mail an stadtbuecherei@land-
stuhl.de oder telefonisch unter: Telefon 06371/14652 oder 
06371/1300880.

Krickenbach

Ortsbürgermeister Uwe Vatter
Sprechstunde nur nach Terminvereinbarung. 
E-Mail: info@uwe-vatter.de, Tel.: 06307 993666
www.krickenbach.de

Sonstige amtliche Mitteilungen

Forstamt Kaiserslautern
- Privatwaldbetreuungsrevier Sickingen -

Zuständig für den Privatwald der Gemarkungen Linden, Krickenbach 
und Queidersbach
Revierleiter: Daniel Büffel, Tel. 0152-28850995
E-Mail: daniel.bueffel@wald-rlp.de
Zurzeit findet keine Sprechstunde in Hermersberg statt.

Sickingenstadt Landstuhl
in Vertretung 1. stadtbeigeordneter sascha rickart
Sprechstunden nach Vereinbarung
Tel. 06371 83112
E-Mail: sascha.rickart@landstuhl.de
www.landstuhl.de

Stadtbücherei der Sickingenstadt 
Landstuhl

Bücher, Tonies, Tiptois und vieles mehr...
Tel.: 06371 14652
Internet: www.stadtbuecherei.landstuhl.de
E-Mail: stadtbuecherei@landstuhl.de

Mediensuche online
Leserkonto

Onleihe Rheinlandpfalz

Filme kostenlos streamen

Musik-Streaming
Downloads

Bilder leihen wie Bücher!
Gemälde, Zeichnungen
Tel.: 06371 1300880

Internet: www.artothek.landstuhl.de
E-Mail: artothek@landstuhl.de
Im Bürgerhaus, Hauptstr. 3 a in 66849 Landstuhl
Öffnungszeiten:
Dienstag: 14.00 – 17.00 Uhr
Mittwoch: 08.00 – 12.00 Uhr
Donnerstag, 14.00 – 17.00 Uhr
Freitag: 09.00 – 12.00 Uhr

14.00 – 18.00 Uhr
Samstag: 09.00 – 12.00 Uhr

Museum der Sickingenstadt

in der Zehntenscheune, 66849 Landstuhl
Öffnungszeiten:
Bei besonderen Anlässen (Zeiten werden in der Presse 

und an dieser Stelle veröffentlicht).
Für Interessenten, Gruppen und Schulen Anmeldung bei der Ver-
bandsgemeinde Landstuhl, Tel. 06371/83-0.

Geschlossen

Geschlossen

www.wittich.de
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Gemäß § 45 KWG ist deshalb eine Ersatzperson zu berufen.
Als Nachfolger wurde Herr Jürgen Wiehn, Wahlvorschlag 6, FWG, 
berufen. Herr Wiehn hat die Wahl angenommen. Ich stelle daher 
gemäß § 45 KWG in Verbindung mit § 64 KWG fest, dass Herr Jürgen 
Wiehn ab 28.04.2021 Nachfolger von Herrn Christian Bold ist.

Linden, den 14.05.2021
gez. Meier

Wahlleiterin für die Gemeinderatswahl

Bekanntmachung des Wahlleiters
für die Gemeinderatswahl über die Feststellung 

und Einberufung einer Ersatzperson für 
den Ortsgemeinderat Linden nach § 66 

Kommunalwahlordnung (KWO):
Das Mandat des gewählten Bewerbers zum Gemeinderat Linden, 
Herr Sebastian Schneider, Wahlvorschlag 6, FWG, ist automatisch 
durch den Wegzug aus der Ortsgemeinde Linden zum 29.04.2021 
beendet.
Gemäß § 45 KWG ist deshalb eine Ersatzperson zu berufen.
Eine Ersatzperson für die FWG steht nicht mehr zur Verfügung. Aus 
diesem Grund bleibt der Sitz unbesetzt.

Linden, den 17.05.2021
gez. Meier

Wahlleiterin für die Gemeinderatswahl

Satzung über die Festsetzung der 
Hebesätze der Ortsgemeinde Linden

(Hebesatzsatzung) vom 20.05.2021
Aufgrund des § 24 Gemeindeordnung, in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 28. September 2010 (GVBl. S. 280), des 
§ 25 Grundsteuergesetz vom 07.08.1973 (BGBl. I S.965), zuletzt geän-
dert durch Artikel 38 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), 
des § 16 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 08.12.2010 (BGBl. I S. 1768) und 3des § 4 Kommunalab-
gabengesetz vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15. Februar 2011 (GVBl. S. 25), jeweils in der derzeit gül-
tigen Fassung, hat der Gemeinderat der Ortsgemeinde Linden in sei-
ner Sitzung am 20.05.2021 folgende Hebesatzsatzung beschlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern und der Hundesteuer

Die Hebesätze für die Grundsteuern, für die Gewerbesteuer und die 
Hundesteuer werden für das Gebiet der Ortsgemeinde Linden wie 
folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

1.1. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
(Grundsteuer A)

485 v. H.

1.2. für die Grundstücke (Grundsteuer B) 485 v. H.
2. Gewerbesteuer 400 v. H.
3. Hundesteuer
3.1. für den ersten Hund 72,00 €
3.2. für den zweiten Hund 96,00 €
3.3. für jeden weiteren Hund 120,00 €
3.4. für gefährliche Hunde 252,00 €

§ 2
In-Kraft-treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2021 in Kraft, gleich-
zeitig tritt die Hebesatzsatzung vom 11.12.2019 außer Kraft.

Linden, den 20.05.2021
gez. Nicole Meier

Ortsbürgermeisterin
Hinweis:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung oder aufgrund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von 
Anfang gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind, oder

Transport zum Corona-Impfzentrum
Zur Unterstützung unserer älteren Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern, die keinerlei Möglichkeit haben in Eigenregie zum Corona-
Impfzentrum in Kaiserslautern zu gelangen, wollen wir einen 
Fahrdienst einrichten. Dazu hat uns die Ortsgemeinde Linden 
dankeswerterweise deren Bürgerbus für bestimmte Zeiträume 
zur Verfügung gestellt, mit dem bis zu 3 Personen gleichzeitig 
transportiert werden können. Zunächst können wir Fahrten zu 
folgenden Zeiten anbieten: Dienstags und donnerstags jeweils 
von 14:00 - 17:00 Uhr. Sollten Sie Bedarf haben melden Sie sich 
bitte unter 06371-83111 um Ihren Transport zu koordinieren.
Um bei Bedarf zusätzliche Transportzeiten anbieten zu können 
sucht die Sickingenstadt weitere ehrenamtliche Helfer, die Fahr-
ten zwischen Landstuhl und dem Impfzentrum übernehmen 
könnten. Sie benötigen lediglich eine gültige Fahrerlaubnis der 
Klasse B. Wenn Sie uns unterstützen wollen schreiben Sie bitte 
eine Mail an andrea.mueller@landstuhl.de mit Ihrem Namen, 
Telefonnummer (unter der Sie am besten erreichbar sind) und 
in welchen Zeiträumen Sie uns zur Verfügung stehen würden, 
damit wir die Koordination übernehmen können.

Stadthalle Landstuhl

Linden

Ortsbürgermeisterin nicole meier
Sprechstunden nach Vereinbarung
Tel.: 0151/42507611, E-Mail: meiernicole@gmx.net
www.gemeinde-linden.de

Forstamt Kaiserslautern
- Privatwaldbetreuungsrevier Sickingen -

Zuständig für den Privatwald der Gemarkungen Linden, Krickenbach 
und Queidersbach
Revierleiter: Daniel Büffel, Tel. 0152-28850995
E-Mail: daniel.bueffel@wald-rlp.de
Zurzeit findet keine Sprechstunde in Hermersberg statt.

Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung des Wahlleiters
für die Gemeinderatswahl über die Feststellung und

Einberufung einer Ersatzperson für den 
Ortsgemeinderat Linden

nach § 66 Kommunalwahlordnung (KWO):
Das Mandat des gewählten Bewerbers zum Gemeinderat Linden, 
Herr Christian Bold, Wahlvorschlag 6, FWG, ist automatisch durch 
den Wegzug aus der Ortsgemeinde Linden zum 15.03.2021 beendet.

Geschlossen
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Ruftaxilinie 2585 für Oberarnbach
von Wallhalben - über Oberarnbach - nach Landstuhl Bahnhof 
und umgekehrt. Tel.: 0170/4752835, Anmeldung spätestens 1 
Stunde vor Fahrtbeginn.

Queidersbach

Ortsbürgermeister ralph simbgen
Sprechstunde nur nach Terminvereinbarung
Tel. 06371 1300730, Mobil: 0171/5535229,
Mail: ralph-simbgen@t-online.de
www.queidersbach.de

Sonstige amtliche Mitteilungen

Seniorenessen
Unsere ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer liefern weiterhin 
das Seniorenessen in Queidersbach und Bann aus, welches im 
Pfarrheim in Linden täglich frisch zubereitet wird.
Wer gerne Essen geliefert bekommen möchte, kann sich bei Wal-
traud Gries 0176/31611350 mit 1-2 Tage im Voraus melden. Den 
Speiseplan finden Sie im Amtsblatt unter der Rubrik Linden.

Schopp
erster beigeordneter dr. Lothar Wildmoser
Sprechstunde nach Terminvereinbarung 
Tel.: 06307/6027, Mail: schopp@vglandstuhl.de,
www.gemeinde-schopp.de

Öffentliche Bekanntmachungen

Haushaltssatzung der Ortsgemeinde 
Schopp für das Haushaltsjahr 2021

Der Gemeinderat hat am 23. März 2021 aufgrund der §§ 95 ff. der 
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994 (GVBl. S. 
153), in der jeweils geltenden Fassung, folgende Haushaltssatzung 
beschlossen, die nach Genehmigung durch die Kreisverwaltung Kai-
serslautern als Aufsichtsbehörde vom 18.05.2021 hiermit bekannt 
gemacht wird:

§ 1
Ergebnis- und Finanzhaushalt

Festgesetzt werden
1. im Ergebnishaushalt

der Gesamtbetrag der Erträge auf �  2.072.020 €
der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf �  2.430.340 €
der Jahresfehlbetrag auf �  358.320 €

2. im Finanzhaushalt
der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen
auf � -396.830 €
die Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten auf �  122.000 €
die Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten auf �  1.207.800 €
der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten 
auf � -1.085.800 €
der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkei-
ten auf �  1.482.630 €

§ 2
Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 
erforderlich ist, wird festgesetzt für

zinslose Kredite auf �  0 €
verzinste Kredite auf �  1.080.800 €

zusammen auf � 1.080.800 €

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde 
den Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Verbands-
gemeindeverwaltung Landstuhl, Kaiserstr. 49, 66849 Land-
stuhl unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so 
kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese 
Verletzung geltend machen.
Hinweis gemäß § 27a VwVfG
Die o. a. öffentliche bzw. ortsübliche Bekanntmachung ist im Internet 
auf unserer Homepage unter der Adresse www.landstuhl.de abruf-
bar.

Landstuhl, den 21.05.2021
gez. Dr. Degenhardt

Bürgermeister

Sonstige amtliche Mitteilungen

Mittagstisch für Senioren in Linden
von 12.30 Uhr bis 13.00 Uhr im Kath. 
Pfarrheim
Anmeldung 1-(2) Tag(e) im Voraus unter 
0175/1909862
Täglich frisch zubereitet!

Vor- oder Nachspeise und Hauptgericht für 4,50 EUR
Möglichkeit der Lieferung nach Hause für 5,50 EUR
- Lieferung nach Linden und Krickenbach möglich -
Aufgrund der aktuellen Situation erfolgt ausschließlich die 
Lieferung Nachhause.
Speiseplan vom 31. Mai bis 4. Juni 2021
Montag:
Nudeln mit Haschee, dazu grüner Salat
*Schokopudding*
Dienstag:
Sahnegeschnetzeltes mit Kartoffeln und Broccoli
*Quark mit Früchten*
Mittwoch:
Rindfleischsuppe mit Markklößchen
*Dampfnudel mit Vanillesoße*
Donnerstag:
geschlossen
Freitag:
geschlossen
Nicole Meier, Ortsbürgermeisterin

Mittelbrunn

Ortsbürgermeister dr. altherr
Sprechstunde nur nach Terminvereinbarung
Tel. 06371/912914

Privatwaldbetreuer Daniel Büffel
Landesforsten Rheinland-Pfalz
Rufnummer: 0152-28850995
E-Mail: daniel.bueffel@wald-rlp.de
Zurzeit findet keine Sprechstunde in Hermersberg statt.

Oberarnbach
Ortsbürgermeister reiner Klein
Sprechstunden nur nach Terminvereinbarung
Tel. 0173/ 3276772
E-Mail: klein-reiner@gmx.net
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gerhaushalt@landstuhl.de zu vereinbaren. Außerdem steht der 
Haushaltsplan für das Jahr 2021 im Internet unter www.landstuhl.
de zur Einsichtnahme bereit. Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeord-
nung wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf 
Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der 
Bekanntgabe als von Anfang an gültig zustande gekommen gelten. 
Dies gilt nicht, wenn
a) die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind, oder

b) vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung unter Bezeich-
nung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verletzung nach 
§ 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 Gemeindeordnung geltend gemacht, so 
kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen.

Landstuhl, 20.05.2021
gez. Dr. Degenhardt

Bürgermeister

Sonstige amtliche Mitteilungen

Mittagstisch für Senioren in Schopp
Liebe Seniorinnen und Senioren,
der Mittagstisch für Seniorinnen und Senioren findet von Montag 
bis Freitag mit verschiedenen Stammessen zu 5,90 € statt. Die Lie-
ferung erfolgt zwischen 11.30 Uhr und 12 Uhr. Der Wochenplan 
wird jeweils montags mit der ersten Lieferung ausgeteilt. Bestel-
lung und Info unter Restaurant Eichwalstuben, Tel. 06307-4330 
oder 0176-84361507.

Dr. Lothar Wildmoser, Erster Beigeordneter

Bericht aus der Sitzung des 
Gemeinderates Schopp im 

Umlaufverfahren am 12.05.2021
Der Gemeinderat Schopp hat in der vorgenannten Sitzung folgende 
Beschlüsse gefasst:
• Das Einvernehmen zur Bauvoranfrage zur Errichtung eines 

Wohnhauses wurde erteilt.
• Der Tektur eines genehmigten Bauantrages wurde zugestimmt.
• Die Ortsgemeinde überträgt der Verbandsgemeinde Landstuhl 

die Aufgaben zur Erstellung eines Vorsorgekonzeptes für Hoch-
wasser und Starkregen. Es soll ein gemeinsames Vorsorgekon-
zept für alle Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Landstuhl 
erstellt werden.

• Es wurde beschlossen, der Aufsichtsbehörde als Termin für die 
Wahl der Ortsbürgermeisterin / des Ortsbürgermeisters der Orts-
gemeinde Schopp den 26.09.2021 (Stichwahl 10.10.2021) vor-
zuschlagen.

Stelzenberg
Ortsbürgermeister  Fritz geib
Sprechstunden n. Terminvereinbarung im Bürgerhaus.
Donnerstag von 18.00 bis 19.00 Uhr.
Tel. 06306 992885, Mobil: 0171 4425677
www.stelzenberg.de

Öffentliche Bekanntmachungen

Haushaltssatzung der Ortsgemeinde 
Stelzenberg für das Haushaltsjahr 2021

Der Gemeinderat hat am 10.03.2021 aufgrund der §§ 95 ff. der 
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994 (GVBl. S. 
153), in der jeweils geltenden Fassung, folgende Haushaltssatzung 

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen

Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflich-
tungen, die in künftigen
Haushaltsjahren zu Auszahlungen für Investitionen und Investitions-
maßnahmen (Verpflichtungsermächtigungen) führen können, wird 
festgesetzt auf 381.000,00 €.
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künf-
tigen Haushaltsjahren voraussichtlich Investitionskredite aufgenom-
men werden müssen, beläuft sich auf 381.000,00 €.

§ 4
Steuersätze

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festge-
setzt:
1. Grundsteuer

a) Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftliche Betriebe
auf �
b) Grundsteuer B für Grundstücke auf �  450 v.H.

2. Gewerbesteuer auf �  400 v.H.
3. Hundesteuer für den ersten Hund auf �  40,00 €

für den zweiten Hund auf �  80,00 €
für jeden weiteren Hund auf �  120,00 €
für den ersten gefährlichen Hund auf �  400,00 €
für den jeden weiteren gefährlichen Hund auf �  800,00 €

Die Steuerhebesätze werden aufgrund der Hebesatzsatzung vom 
10.12.2019 in der Haushaltssatzung nur deklaratorisch dargestellt.

§ 5
Eigenkapital

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2019 beträgt 7.996.907 €. Der 
voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2020 beträgt 
7.775.677 € und zum 31.12.2021 7.417.357 €.

§ 6
Über- und außerplanmäßige  

Aufwendungen und Auszahlungen
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Aus-
zahlungen gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Ein-
zelfall 10.000,00 € überschritten sind.

§ 7
Wertgrenze für Investitionen

Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 10.000,00 € sind in der 
Investitionsübersicht einzeln darzustellen.

Schopp, 20.05.2021
gez. Dr. Wildmoser

Erster Beigeordneter
Hinweis:
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforder-
lich ist, wird zunächst nur in Höhe von 933.300,00 € gemäß §§ 95 
Abs. 4 und 103 Abs. 2 GemO staatsaufsichtlich genehmigt.
Für die Maßnahmen 5370-2101 „Grünabfallsammelstelle, Herrich-
tung Heckenschnittplatz und Zuweg“, 5410-2101 „Geschwindig-
keitsanzeige“ und 5510-2002 „Dog-Station und Sitzbank“ wird die 
Kreditgenehmigung bis zum Nachweis, dass ein Ausnahmetatbe-
stand nach Ziff. 4.1.3.1 oder 4.1.3.4 der VV zu § 103 GemO erfüllt ist, 
zunächst nicht erteilt.
Diese Genehmigung ergeht unter der Bedingung, dass eine Inan-
spruchnahme der Investitionskreditermächtigung nur zur Finan-
zierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
erfolgen darf, welche nachweislich die dauernde Leistungsfähigkeit 
nicht beeinträchtigt oder die Voraussetzungen für eine Ausnahme 
nach VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO erfüllen. Vor der Mittelinanspruch-
nahme ist der Ausnahmetatbestand unter Anlegung strenger Maß-
stäbe festzustellen und zu dokumentieren. Der Haushaltsplan liegt 
zur Einsichtnahme von Donnerstag, 27.05.2021, bis einschließlich 
Montag 07.06.2021, während den Dienststunden montags bis mitt-
wochs 8.30 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr, donnerstags durch-
gehend von 8.00 bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 bis 12.00 Uhr im 
Rathaus, Zimmer 206, öffentlich aus.
Zur Einsichtnahme in den Haushaltsplan ist ein Termin unter der 
Telefonnummer 06371/83456 oder unter der E-Mail-Adresse Buer-
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Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforder-
lich ist, wird in Höhe von 539.640,00 € gemäß §§ 95 Abs. 4 und 103 
Abs. 2 GemO staatsaufsichtlich genehmigt.
In den Kreditverträgen sind, soweit die Kredite für die Maßnahme 
„11422001 Grundstücksan- und -verkäufe“ bestimmt sind, Sondertil-
gungen in gleicher Höhe zu vereinbaren. Erlöse aus der Veräußerung 
dieser Baugrundstücke sind für entsprechende Sondertilgungen zu 
verwenden.
Diese Genehmigung ergeht für die weiteren Kredite unter der 
Bedingung, dass eine Inanspruchnahme der Investitionskrediter-
mächtigung nur zur Finanzierung von Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen erfolgen darf, welche nachweislich die 
dauernde Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigen oder die Voraus-
setzungen für eine Ausnahme nach VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO erfül-
len. Vor der Mittelinanspruchnahme ist der Ausnahmetatbestand 
unter Anlegung strenger Maßstäbe festzustellen und zu dokumen-
tieren.
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme von Donnerstag, 
27.05.2021, bis einschließlich Montag, 07.06.2021, während den 
Dienststunden montags bis mittwochs 8.30 bis 12.00 Uhr und 14.00 
bis 16.00 Uhr, donnerstags durchgehend von 8.00 bis 18.00 Uhr und 
freitags von 8.30 bis 12.00 Uhr im Rathaus, Zimmer 206, öffentlich 
aus.
Zur Einsichtnahme in den Haushaltsplan ist ein Termin unter der 
Telefonnummer 06371/83456 oder unter der E-Mail-Adresse Buer-
gerhaushalt@landstuhl.de zu vereinbaren. Außerdem steht der 
Haushaltsplan für das Jahr 2021 im Internet unter www.landstuhl.de 
zur Einsichtnahme bereit.
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung wird darauf hingewiesen, 
dass Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntgabe als von Anfang an 
gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn
a) die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind, oder

b) vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-
schriften gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung unter 
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verlet-
zung nach § 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 Gemeindeordnung geltend 
gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Landstuhl, 19.05.2021
gez. Dr. Degenhardt, Bürgermeister

Trippstadt

Ortsbürgermeister Jens specht
Sprechstunden nur nach Terminvereinbarung
Tel. 0151 53193010
www.trippstadt.de

Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung  
zum Umlaufverfahren

Die Mitglieder des Gemeinderates der Gemeinde Trippstadt wurden 
zu einer Sitzung im Umlaufverfahren mit Stimmabgabe bis

Donnerstag, den 27.05.2021, 16:00 Uhr,
eingeladen.
Der Beschluss soll gemäß § 35 Abs. 3 GemO im Umlaufverfahren her-
beigeführt werden.
Tagesordnung:
Öffentlicher Teil
1. Haushaltsplan 2021 der Ortsgemeinde Trippstadt

Trippstadt, den 20.05.2021
In Vertretung

gez. Celim
Erster Ortsbeigeordneter

beschlossen, die nach Genehmigung durch die Kreisverwaltung Kai-
serslautern als Aufsichtsbehörde vom 17.05.2021 hiermit bekannt 
gemacht wird:

§ 1
Ergebnis- und Finanzhaushalt

Festgesetzt werden
1. im Ergebnishaushalt
der Gesamtbetrag der Erträge auf 1.589.370 €
der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 1.695.390 €
der Jahresfehlbetrag auf 106.020 €
2. im Finanzhaushalt
der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlun-
gen auf

109.590 €

die Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten 
auf

849.460 €

die Auszahlungen aus Investitionstätigkeiten 
auf

1.389.100 €

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Inves-
titionstätigkeiten auf

-539.640 €

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finan-
zierungstätigkeiten auf

430.050 €

§ 2
Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 
erforderlich ist, wird festgesetzt für
zinslose Kredite auf 0 €
verzinste Kredite auf 539.640 €
zusammen auf 539.640 €

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen

Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Ver-
pflichtungen, die in künftigen Haushaltsjahren zu Auszahlungen für 
Investitionen und Investitionsmaßnahmen (Verpflichtungsermächti-
gungen) führen können, wird festgesetzt auf 0,00 €.
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künf-
tigen Haushaltsjahren voraussichtlich Investitionskredite aufgenom-
men werden müssen, beläuft sich auf 0,00 €.

§ 4
Steuersätze

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festge-
setzt:
1. Grundsteuer
a) Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe auf

450 v.H.

b) Grundsteuer B für Grundstücke auf 450 v.H.
2. Gewerbesteuer auf 400 v.H.
3. Hundesteuer
für den ersten Hund auf 48,00 €
für den zweiten Hund auf 72,00 €
für jeden weiteren Hund auf 96,00 €
für den ersten gefährlichen Hund auf 450,00 €
für den jeden weiteren gefährlichen Hund auf 450,00 €
Die Steuerhebesätze werden aufgrund der Hebesatzsatzung vom 
06.11.2019 in der Haushaltssatzung nur deklaratorisch dargestellt.

§ 5
Eigenkapital

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2019 beträgt 2.559.509 €. Der 
voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2020 beträgt 
2.583.329 € und zum 31.12.2021 2.477.309 €.

§ 6
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Aus-
zahlungen gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Ein-
zelfall 10.000,00 € überschritten sind.

§ 7
Wertgrenze für Investitionen

Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 10.000,00 € sind in der 
Investitionsübersicht einzeln darzustellen.

Stelzenberg, 19.05.2021
gez. Geib, Ortsbürgermeister

Hinweis:
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.



Amtsblatt der Verbandsgemeinde Landstuhl	 Seite 22� Ausgabe 21/2021 - Mittwoch, 26. Mai 2021

Fundsachen / zu verschenken

Zu verschenken
- Massagestuhl. Bei Interesse bitte melden unter Tel.: 06371/2610
Haben auch Sie etwas zu verschenken?
Dann können Sie als Privathaushalt über die Verbandsgemein-
deverwaltung Landstuhl, Amtsblatt, kostenlos eine Anzeige über 
gebrauchte, gut erhaltene Gegenstände die für den Sperrmüll zu 
schade sind, aufgeben.
Der Gegenstand kann mit einer kurzen Beschreibung und der Tele-
fonnummer des Schenkenden in dieser Rubrik veröffentlicht werden.
Anzeigen-Annahme beim Amtsblatt unter:
Telefon: 06371/83119 oder per Email: amtsblatt@landstuhl.de

Sonstige amtliche Mitteilungen

Urlaub Ortsbürgermeister
Herr Ortsbürgermeister Jens Specht ich befindet sich vom 
17.05.2021 - 04.06.2021 im Urlaub. Die Vertretung übernimmt der 
Erste Beigeordneter Celim.

Die Ortsgemeinde Trippstadt informiert:
Corona-Schnellteststation in Trippstadt im 

Wanderheim Faselstall!
Ab Montag, 24.05.2021 öffnet eine Corona-Schnellteststation in 
Trippstadt im Wanderheim Faselstall.
Das Testcenter wird von der Firma Testeval aus Kaiserslautern betrie-
ben. Die Teststelle ist offiziell vom Land als Bürgertestzentrum 
anerkannt und somit berechtigt, kostenlose, professionelle Antigen-
Schnelltests durchzuführen. Die Bürger erhalten anschließend ein 
Zertifikat mit Testergebnis, welches 24 Stunden lang zum Nachweis 
eines negativen Testergebnisses genutzt werden kann.
Eingeschlossen in das kostenlose Testangebot sind selbstverständ-
lich auch amerikanische Mitbürger.
Die Teststelle befindet sich im Wanderheim Faselstall, Hauptstr. 
116 in 67705 Trippstadt und ist montags, mittwochs und freitags 
jeweils von 16 bis 20 Uhr geöffnet. Eine Terminvereinbarung ist 
nicht notwendig.
Hinweis:
Auch in Trippstadt nutzt die Firma Testeval den Testeval-Pass.
Besucher können sich im Vorfeld auf https://testeval.de registrieren 
und erhalten einen digitalen Pass zugeschickt. Mit diesem wird der 
Datenerfassungsprozess deutlich beschleunigt, das Ergebnis kann 
digital zugesendet werden oder in teilnehmenden Restaurants zum 
Checkin genutzt - und kann ohne Neuregistrierung immer wieder 
verwendet werden.
Selbstverständlich ist dies aber keine Pflicht - Ein klassischer Checkin 
vor Ort ist natürlich ebenfalls möglich.

Nachrichten 
anderer Behörden und Stellen

KFZ-Zulassung in Landstuhl  
am 04.06 geschlossen

Am Freitag, 04.06., ist die Außenstelle Landstuhl der KFZ-Zulas-
sungsbehörde des Landkreises Kaiserslautern aus betrieblichen 
Gründen geschlossen. Wir bitten um Ihr Verständnis.

www.wittich.de

Herausgeber und
verantwortlich für	 Bürgermeister Dr. Peter Degenhardt, 
den amtlichen und	 Verbandsgemeinde Landstuhl, 
nichtamtlichen Teil:	 Kaiserstraße 49, 66849 Landstuhl
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Ein künstliches Kniegelenk 
schenkt vielen Arthrose-Be-
troffenen ein neues Leben. 
Aber leider haben nicht alle 
Patienten dieses Glück. 
Woran liegt das? Was ist 
beim Knie anders als bei der 
Hüfte, und was sollte man 
vor und nach dem Eingriff 
gut bedenken? Kann man 
auch selbst etwas zur lan-
gen Haltbarkeit des neuen 
Gelenks beitragen? Auf die-
se wichtigen Fragen und zu 
allen anderen Anliegen bei 
Arthrose gibt die Deutsche 
Arthrose-Hilfe wertvolle 
 Hinweise, die jeder kennen 
 sollte. Sie fördert zudem 

die  Arthroseforschung bun-
desweit mit bisher über 400 
Forschungsprojekten und 
einer Stiftungsprofessur. 
 Eine Sonderausgabe ihres 
Ratgebers „Arthrose-Info“ 
mit vielen nützlichen Emp-
fehlungen bei Arthrose kann 
kostenlos angefordert wer-
den bei: Deutsche Arthrose-
Hilfe e.V., Postfach 1105 51, 
60040 Frankfurt/Main (bitte 
gern eine 0,80-€-Briefmar-
ke für Rückporto beifügen) 
oder auch per E-Mail unter: 
service@arthrose.de (bitte 
auch dann gerne mit voll-
ständiger Adresse für die 
Zusendung der Unterlagen).

Was tun bei

ARTHROSE?
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 Gasthof- Pension ALTE POST  Familie Rupp  

Schwarzwälder Spar Pauschalen                                                                                                                                                                                    

Wir möchten wir Sie einladen den Sommer mit                                 

Schwarzwälder Augenblicke mit unseren Wanderangeboten in              

unserem einzigartigen Wellnesswald und natürlich in unserer                                           

herrlichen Schwarzwälder Landschaft zu erleben. 

 

  
Spar Tage für schnellentschlossene im Schwarzwald                                                                                               

im Doppelzimmer mit DU / WC / TV und Balkon 
                      Vom 30.05.2021    bis   31.10.2021 

5 x Übernachtung mit Frühstück und 3 x Halbpension und                                                                              
1x verwöhnen wir Sie mit einem Schwarzwälder                                                                 

Spezialitäten Vesper und Kirschwasser.                                
A Person   €   230,00 

7 x Übernachtung mit Frühstück und 5 x Halbpension und                                                                       
1x verwöhnen wir Sie mit einem Schwarzwälder                                                                 

Spezialitäten Vesper und Kirschwasser.                                                                                                    
A Person   €   325,00 

Inklusive 1 Flasche Wein Spätlese und 1 Flasche Wasser auf 
dem Zimmer zur Anreise als Dankeschön für Ihre Buchung. 

Zuzüglich der Schwarzwälder Gästekarte a € 2,00 am Tag !                                                           
Für kostenloses Bus- und Bahn fahren                                                

im gesamten Schwarzwald ! 

Gasthof-Pension ALTE POST                                                                                                  
Familie Rupp                                                                                                                    

Hauptstraße 56                                                                                                               
72178 Waldachtal – Lützenhardt                                                                                             

Tel. 07443 / 8167                                                                                                            
www.alte-post-waldachtal.de                               

Mittagstisch zum Abholen 
im Naturfreundehaus Finsterbrunnertal
(Finsterbrunnertal 1, 67705 Finsterbrunnertal)

Telefonische Vorbestellungen unter 06306/2882
(zwingend erforderlich)

Montag 10.00 - 13.00 Uhr, Donnerstag 14.00 - 18.00 Uhr

Unser Mittagstisch im Juni jeweils von 11-14 Uhr:
Sollte unser Haus im Juni wieder geöffnet sein, können unsere

Abholangebote gerne weiterhin in Anspruch genommen werden

Mittwoch 02.06. Erbseneintopf mit Wursteinlage 4,20 €
Donnerstag 03.06.  Wildgulasch mit Spätzle und Salat  12,00 €
Samstag 05.06.  Rinderleberknödel, Püree, Sauerkraut  8,50 €
Sonntag 06.06.  Sauerbraten mit Knödel und Salat  11,50 €
Mittwoch  09.06.  Rinderburger mit Kartoffelspalten  9,80 €
Samstag  12.06.  Rindfleisch, Meerrettich, Salzkartoffeln  9,50 €
Sonntag  13.06.  Rindfleischsalat mit Bratkartoffeln  9,00 €
Mittwoch  16.06.  Rinderhaschee mit Nudeln und Salat  8,00 €
Samstag  19.06.  Linseneintopf mit Wursteinlage  4,20 €
Sonntag 20.06.  Jägerschnitzel mit Kroketten und Salat  9,00 €
Mittwoch  23.06.  Kartoffelsuppe, Dampfnudel, Vanillesoße  5,20 €
Samstag 26.06.  Gulaschsuppe mit Brötchen  4,20 €
Sonntag 27.06.  Schnitzel Waldpilzsoße, Pommes, Salat  9,00 €
Mittwoch 30.06.  Gyros, Tzatziki, Kartoffelecken, Krautsalat  8,50 €

Gartenarbeit, Heckenschnitt, Baumfällung
(auch in Risikolagen) sowie alle haus- und gartennahen Arbeiten

preiswert + pünktlich + professionell
inkl. Entsorgung

Telefon 01 78 / 7 90 30 57 od. 06 31 / 74 05 97 41

Gartenarbeiten, Heckenschnitt, Baumfällung
(auch in Risikolagen) sowie alle haus- und gartennahen Arbeiten 

preiswert + pünktlich + professionell, inkl. Entsorgung

Tel.: 0176 / 84 49 03 20 od. 06303 / 8 17 14 77

Roland’s Auto Agency

Industriegebiet Westrich, Ramstein, Tel. 0 63 71 -7 01 82

PKW-, LKW- & Hängervermietung
LKW 2,2 t - 7,5 t

7- bis 9-Sitzer Busse
PKW-, Motorrad &

Transportanhänger

KFZ-Reparaturen aller Art
Karosseriearbeiten

Lackierungen
Inspektionen - Bremsenservice

Klimaservice - Reifenservice

ABSCHIED nehmen
06502 

9147-0

24 h erreichbar · Tel. 0631/3403288 oder 0175/2736933 · www.bestatter-kaiserslautern.de

SABINE MÜLLER
BESTATTUNGEN

www.weberkl.de . info@weberkl.de . Telefon 0631-3037600
Pirmasenser Straße 49 . 67655 Kaiserslautern

Treffpunkt 
Deutschland.de

Reise-
Portal

Landstuhl

Heimat neu entdecken

Mit den kostenlosen Reisemagazinen 
der Treffpunkt Deutschland Reihe 
erhalten Sie den perfekten Begleiter 
für Ihren nächsten Ausflug oder Urlaub.
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Baumfällung und Gartenarbeiten
(auch in Risikolagen) Heckenschnitt, Mäharbeiten, Zaunbau, 

Rasenverlegen u. v. m., preiswert, inkl. Entsorgung

Telefon: 0176 638 501 56

Gartenarbeiten, Baumfällung, Heckenschnitt 
(auch in Risikolagen) sowie alle haus- und gartennahen Arbeiten 

preiswert + pünktlich + professionell, inkl. Entsorgung.
Fa. Hajdarmataj | Tel.: 0176 62410827 | 0631 6257931

IN IHRER REGION
WOHNEN

Herzenswunsch einer Familie: Ein eigenes Haus 
mit Garten im Raum Pirmasens/Kaiserslautern 
möchten sie ihr Eigen nennen. Es darf auch 
zum  Renovieren sein, mit ELW wäre ganz toll. 

Über ihre Angebote freut sich Roland Faber, 
017631608321

www.garant-immo.deTel. 0631/89 29 75-16

Einem Teil dieser Ausgabe liegt eine Beilage der Firma NORMA
Lebensmittelfilialbetrieb bei.

JOBS 
IN IHRER REGION

Fundgrube
Gesucht und gefunden …

• Baumfällung und -pflege • Ausfräsen von Wurzelstöcken
• Heckenschnitt • Gartenarbeiten aller Art
• Abrissarbeiten • Baggerarbeiten • inkl. Entsorgung

Gartenstraße 6 · 67685 Weilerbach
Telefon: 06374 / 914030 · Mobil: 0176 / 23447919 · www.n-shala.de

   FORSTBETRIEB & HAUSMEISTERSERVICE  
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Für alle Gemeindeglieder die nicht persönlich zum Gottesdienst 
kommen können veröffentlicht die Gemeinde die Predigt im Internet 
unter www.pauluskirche-atzel.de.
Auch in diesem Jahr veranstaltet die protestantische Kirchenge-
meinde Landstuhl-Atzel eine Freizeit für Frauen im Landhotel Kar-
renberg unter der Leitung von Pfarrerin Carola Hofmann. Anfahrt ist 
am Freitag, 11. Juni, die Rückkehr nach Landstuhl findet am Sonntag, 
13. Juni statt. Das Thema lautet „Vergehen und Neubeginn“.
Das diesjährige Kinderzeltlager in Labach handelt von Afrika und 
dem schottischen Missionar David Livingstone. Es beginnt am Diens-
tag, 20. Juli, 15 Uhr, und endet am Samstag, 24. Juli, gegen 14 Uhr.
Anmeldungen für die Jugendfreizeit in Norwegen vom 15. bis 28. 
August 2021 in Kvinatun nimmt die protestantische Gemeinde ab 
sofort entgegen.
Voranmeldungen für die vom 09. bis 16. Oktober in Holland geplante 
Familienfreizeit können ebenfalls schon erfolgen. Anmeldungen 
nimmt das Pfarrerehepaar Hofmann, Tel. 06371/18353 entgegen.
Aktualisierte Informationen zu den Freizeiten und anderen Veranstal-
tungen der Protestantischen Kirchengemeinde Landstuhl-Atzel sind 
auf der Homepage www.pauluskirche-atzel.de veröffentlicht.

Prot. Pfarramt Mittelbrunn
Während der Pfingstferien entfällt der Konfirmandenunterricht.
Zum Sonntag Trinitatis gibt es einen Gottesdienst zum Mitnehmen, 
der an den üblichen Stellen ausliegen beziehungsweise hängen wird.

Prot. Kirchengemeinden  
Landstuhl-Stadt und Kindsbach

Landstuhl / Kindsbach
Die Präparanden- und die Konfirmandenstunden, sowie die Geburts-
tagsbesuche fallen bis auf Weiteres aus.
Wir feiern die Gottesdienste unter Einhaltung der geltenden Hygie-
neregelungen. Bitte beachten Sie, dass während der Gottesdienste 
nicht geheizt wird. Es besteht Maskenpflicht, auch am Sitzplatz. Bitte 
beachten Sie, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) 
oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines ver-
gleichbaren Standards zu tragen ist. Personen, die Erkältungssymp-
tome zeigen, dürfen am Gottesdienst nicht teilnehmen.
Sonntag, 30. Mai, 9.30 Uhr: Gottesdienst in der Stadtkirche Land-
stuhl 10.30 Uhr: Gottesdienst in der Prot. Kirche Kindsbach
Sonntag, 6. Juni, 9.30 Uhr: Gottesdienst in der Stadtkirche Landstuhl 
10.30 Uhr: Gottesdienst in der Prot. Kirche Kindsbach
Änderungen aufgrund veränderter Corona-Verordnungen vor-
behalten.
Weitere Informationen erhalten Sie bei Pfarrer Urbatzka unter Tel. 
06371 - 2496 oder unter www.prot-kirche-landstuhl.de

Ev. Freikirche – Calvary Chapel
Kindsbach, Industriestr. 50
Im Internet finden Sie uns unter: www.cck-town.org
Unser Gottesdienst (Englisch/Deutsch) findet jeden Sonntag um 
11.00 Uhr statt.
Wir würden uns über Ihren Besuch sehr freuen.

Sonstige Mitteilungen

Hinweis zu Textveröffentlichungen 
während der Corona-Pandemie

An alle Einsender von Artikeln!
Aufgrund der immer noch akuten Lage bitten wir Sie eindringlich, 
den Umfang Ihrer Textbeiträge auf das Nötigste zu beschränken 
und auf umfangreiche Berichterstattungen zu verzichten. Wir geben 
unser Bestes, das Erscheinen aller Amts- und Mitteilungsblätter auch 
weiterhin sicherzustellen und zählen hierbei auf Ihre Mithilfe!
Wir bitten um Verständnis, sollten Texte nicht in dem eingesandten 
Umfang veröffentlicht werden. Sobald es hierbei Lockerungen gibt, 
werden wir Sie schnellstmöglich informieren!
Bleiben Sie gesund!

Redaktion, LINUS WITTICH Medien KG

Bürgersprechstunde des SPD-
Landtagsabgeordneten Daniel Schäffner
Der SPD-Landtagsabgeordnete Daniel Schäffner bietet allen Bürge-
rinnen und Bürgern seines Wahlkreises Bürgersprechstunden an. Die 
persönlichen Gespräche können unter Einhaltung der Abstands- und 
Hygieneregeln im Wahlkreisbüro, Ludwigstr. 2, in Landstuhl stattfin-
den. Bevorzugt kann die Sprechstunde telefonisch oder auch vor 
Ort, wenn möglich im Freien, erfolgen. Termine können gerne vorab 
unter der Nummer 06371/ 9468774 oder per E-Mail: kontakt@daniel-
schaeffner.de, vereinbart werden.

Mit Anita Schäfer im Gespräch
Auch während der Corona-Pandemie bietet die CDU-Bundestags-
abgeordnete Anita Schäfer Bürgerinnen und Bürgern persönliche 
Sprechstunden an. Diese finden bis auf Weiteres telefonisch statt. 
Interessierte werden gebeten, zwecks Terminkoordination und -ver-
gabe das Wahlkreisbüro unter der Telefonnummer 06331 / 283529 
oder per EMail an anita.schaefer.wk@bundestag.de zu kontaktieren.

Sprechstunden des 
Landtagsabgeordneten Marcus Klein

Sie können sich mit allen Bürgeranliegen, bei Problemen mit Behör-
den oder Anregungen an den Landtagsabgeordneten Marcus Klein 
(CDU) wenden. Auch persönliche Sprechstunden vor Ort sind wieder 
möglich; zu Ihrer Sicherheit selbstverständlich unter Einhaltung der 
Hygieneregeln. Zur Terminabsprache und Kontaktaufnahme melden 
Sie sich gerne entweder telefonisch über Telefonnummer 06371-
9548707 (Büro/Anrufbeantworter) oder per Mail an buero@marcus-
klein.info.

Gemeindeschwester plus

Gemeindeschwester plus – Andrea Rihlmann
Büro: Kaiserstraße 42, 66849 Landstuhl
Tel.Nr.: 0631-7105 333
e-mail: andrea.rihlmann@kaiserslautern-kreis.
de
Gesprächstermine 
nach vorheriger Vereinbarung.

Sprechstunde mit Angelika Glöckner
Die SPD-Bundestagsabgeordnete Angelika Glöckner bietet allen 
Bürgerinnen und Bürgern Sprechstunden an. Wir bitten vorab um 
eine telefonische Terminabsprache unter 06331 - 719 32 57 oder per 
E-Mail unter: angelika.gloeckner@bundestag.de.

Fundsache
Im Wald bei Trippstadt, Nähe Reiterhof Bergfeld wurde eine Scan Disk 
SDHC Card 4GB mit Hülle gefunden. Der Eigentümer kann sich mel-
den unter Tel.: 06306/992481 oder 0173/1981173

Geflügelverkauf wegen Feiertag
am Samstag, 05.06.2021, bei Futtermittel Schrör
in Hauptstuhl am Güterbahnhof von 11.00 - 13.00 Uhr

Geflügelhof Knerr • Telefon: 01 70 / 5 32 79 87

Mit uns

koMMEn siE

gut An!

Zuverlässige Beilagenverteilung.
Fragen sie uns einfach! 
beilagen@wittich-foehren.de
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Inh. Oliver Kaupp
Breitenbachstraße 18
72178 Waldachtal-

Lützenhardt
Nördlicher Schwarzwald

Tel. 0 74 43 / 96 62 - 0
Fax 0 74 43 / 96 62 60

Weitere Angebote finden Sie auf unserer Homepage
www.hotel-breitenbacher-hof.de oder

fordern Sie unseren ausführlichen Hausprospekt an.

Unsere Pluspunkte:
Unser gemütliches, familiengeführtes Hotel in absolut ruhiger Lage, zwischen 

2 kleinen Seen in Waldnähe gelegen, bietet Ihnen täglich neben einem großen 

kalt-warmen Frühstücksbüfett abwechslungsreiche Speisen-Menüwahl aus 

3 Gerichten sowie ein Salatbüfett mit frischen, knackigen Salaten aus der 

Region. („Im Moment“ dürfen wir wegen den Corona-Hygiene-Bedingungen 

kein Büfett anbieten)

Wir freuen uns auf Sie!

Der Schwarzwald ruft…
Sicher, herzlich und einfach gut !

Relaxwoche
7 Übernachtungen mit  Halbpension,
5 x Menüwahl aus 3 Gerichten,
1 x festliches 6-Gang-Menü, 1x kaltes Vesper

                    p.P. ab 185,-€

Die kleine Auszeit
Immer Donnerstag oder Freitag bis Sonntag
2 oder 3 Übernachtungen mit Halbpension
1 x festliches 6-Gang-Menü, 1 x Obstteller
1 x Kaffee und Kuchen,  1 x Kleine Flasche  Wein
  2 Nächte p.P. ab 187,-€

Schwarzwaldversucherle
Buchbar von Sonntag
bis Donnerstag oder Freitag

4 oder 5 Nächte mit Halbpension p.P. ab 276,-€

Vermietung der Ferienwohnung
ab 5 Übernachtungen

Preis für 2 Personen 45,- €
für jede weitere Person 15,- €

Haustiere sind nicht erlaubt!

XXXXFerienwohnung Iris Kiefer
Medardusstraße 43 · 66693 Mettlach-Nohn · Tel. (06868) 180 120

i.kiefer@t-online.de

Modern eingerichtete, abgeschlossene Komfort-Ferienwohnung für 2-4 Personen, 70 qm. Sepa-
rater Eingang, Diele, Wohnraum mit offener Küche, 2 Schlafzimmer, Designer-Duschbad. Teilüber-
dachte Terrasse mit unverbautem Blick bis Frankreich und Luxembourg, Grillplatz. Sehr ruhige 
Lage. Parkplatz direkt vor der Wohnung. Keine Kurtaxe!

Wichtige Information

LINUS WITTICH Medien KG | Europa-Allee 2 | 54343 Föhren

Sie erreichen den Verlag
Mo. - Do.: 7.00 - 17.00 Uhr und Fr.: 7.00 - 16.00 Uhr 
Tel. 06502 9147-0. Annahme Klein- und Familienanzeigen:  
 service@wittich-foehren.de

Zustellung/Reklamation 
Tel. 06502 9147-800  vertrieb@wittich-foehren.de

Mitteilungsblatt „Landstuhl“
Lesen Sie die aktuelle Ausgabe „Landstuhl“  
unter http://epaper.wittich.de/185

Redaktions-Annahmeschluss 
Mo., 12.00 Uhr VG 
bei Feiertagsvorverlegung ein bis zwei Werktage früher 
 mein.wittich.de

Anzeigen-Annahmeschluss  
(für Privat- und Geschäftsanzeigen)
Mo., 9.00 Uhr
bei Feiertagsvorverlegung ein bis zwei Werktage früher

Ihre Ansprechpartner für 
Geschäftsanzeigen und Prospektwerbung

Tobias Kessel
Gebietsverkaufsleiter
Mobil: 0151 16305401 
t.kessel@wittich-foehren.de

Julia Pauli 
Verkaufsinnendienst
Tel.: 06502 9147-265
j.pauli@wittich-foehren.de

für unsere Leser und Interessenten.

Ihre Onlinedruckerei von LINUS WITTICH Medien 

09191 72 32 88
www.LW-fl yerdruck.de

Drucken Sie Ihre eigenen 

Fussball  EM-Planer 

Titel- und Rückseite mit Ihrer Werbung 
Tipps und Ergebnisse zum Eintragen
Verschiedene Designvarianten zur Auswahl
Alle Spiele, Orte und Termine im handlichen Taschenformat
Klimaneutraler Druck oder Druck auf Graspapier möglich

inklusive MwSt.& Versand 

 1.000 Stückfür nur150,00 €

Auch als
Wandplaner 
erhältlich!BEILAGEN-SERVICE 

KontaKt: beilagen@wittich-foehren.de
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Emre Can lässt sich impfen. Denn nur die Corona-Schutzimpfung bringt unseren Alltag zurück. 
Mehr unter corona-schutzimpfung.de oder kostenfrei unter Info-Tel. 116 117 und 0800 0000837
(English, , Türkçe, Русский).

„Impfung? Da spiele ich mit.“

„Aşı mı? 
Ben de varım.“

FUR DIE IMPFUNG
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Ristorante Bell ’Aria
Auf dem Steig 1 • direkt am Tennisplatz • 67705 Trippstadt • Tel. 06306-992370

LIEBE GÄSTE, unsere Speisen können in den Öffnungszeiten selbst abgeholt werden.
Oder von Mittwoch bis Sonntag können Sie unseren Heimservice nutzen.

Wochenendspezialitäten
1. Gang: Tomate-Mozzarella
2.  Gang:  Riesengefilde Cordon-bleu mit Spaghetti und Spinat  

in Gorgonzola-Soße und Petersilienkartoffeln oder  
Lachs-Aubergine-Roulade mit Spaghetti

3. Gang: Tiramisu

Besondere Spezialitäten bitte telefonisch erfragen. 
Erbitten Reservierung einen Tag vorher!

Preis pro Menü  
24,50 €

24 Stunden Pflege und Betreuung in den eigenen Wänden
Vermittlung von gut ausgebildeten, osteuropäischen Pflege- und 
Betreuungskräften nach A1 Bescheinigung (ab 550,- € / Woche)

 kaiserslautern@sencurina.de • www.sencurina.de
 06306/7010009 •   0152 / 53309871

S TA R K
IN IHRER

REGION
Heizöl kaufen ist
Vertrauenssache!

Deshalb kümmern wir 
uns um alles. Persönlich, 
freundlich, zuverlässig.

www.schusterundsohn.de ·  kl imaneutra l  se i t  2017

Persönlich für Sie da:

   0631.2014.463

Bauschutt 
Altpapier 
gem. Abfälle 
Grünabfälle
Altholz
Sonderabfälle
uvm.

Hotline 
06303 804-0 

www.jakob-becker.de

// Lieber Frühjahrsputz 
als Winterschlaf.
Passende Container für 
jede Entsorgung

Hotline 

Heckenschnitt, Baumfällung, Gartenarbeit 
(auch in Risikolagen) sowie alle haus- und gartennahen Arbeiten, 

preiswert, pünktlich und professionell, inkl. Entsorgung, 
Zaunbau, Rasen verlegen und mähen.

Tel.: 01 76 / 64 83 87 90

Gartenarbeiten rund ums Haus
Entrümpelung • Hecken- und Baumschnitt

• Unkraut entfernen • Entsorgung • 20 % Neukundenrabatt
Fa. Gashi | Telefon 0176/87249285

Dienstleistungen aller Art
Deutsches Forst-Service-Zertifikat (Mulcharbeiten mit eigener Maschine)

• Baumfällungen • Heckenschnitt • Mäh- und Baggerarbeiten
(auch in schwierigem Gelände) mit Entsorgung • Abrollcontainer 

Telefon 01 73 / 3 41 45 50 oder 01 57 / 30 09 53 79 Fa. Afrim Bytyqi

Malerarbeiten
Jetzt Angebot einholen: 
www.simotec-kl.de
Tel. 06301 719641

Gartenarbeiten aller Art
• Baumfällung (speziell Risikolage)             • Rollrasen anlegen und säen
• Baumstammfräsen/-Entwurzelung  • Steingarten u. Pflastersteine anlegen
• Heckenschnitt und Sträucher             • Mäharbeiten/Vertikutieren
• Obstbäume schneiden             • Inkl. Abtransport 

preiswert und professionell  & 06303-87617 oder 0176-64617164 


